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Gründung einer Bank (Einlagen-
Kreditinstitut)  

 

Wir sind eine internationale Steuer-und 

Rechtsanwaltskanzlei im LowTax-Network, mit 

Sitz in London und Hamburg. Wir gründen für 

unsere Mandanten Gesellschaften mit Bank-

und/oder Finanzdienstleistungslizenz, mithin 

Einlagenkreditinstitute und 

Vermögensverwaltungsgesellschaften 

(Kapitalanlagegesellschaften/Investmentgesellschaften), u.a. in folgenden Ländern: 

 

o Deutschland: Wertpapierhandelsbank, Investmentbank, Vollbank, E-Geld-

Institut (Einlagenkredit-Institute und deren zentralen Kontrahenten, 

Institute des E-Geld-Geschäftes, Finanzdienstleistungsinstitute die nicht 

auf eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln, Anlagevermittler 

/Finanzportfolioverwalter) 

o Europäische Union (Z.B. Spanien, Italien)  

o Schweiz (Vermögensverwaltungsgesellschaft und Bank)  

o Liechtenstein (EWR) (Vermögensverwaltungsgesellschaft und Bank) 

o Neuseeland (Finanzdienstleistungsgesellschaft mit Genehmigung für 

Bankdienstleistungen) 

o Schweden (Schwedische Creditunion) 

o Belize, Bahamas, Cayman Islands, Nevis, St. Vincent, Panama  

(Vermögensverwaltungsgesellschaften und Banken/Einlagenkreditinstitute) 

 

Darüber hinaus offerieren wir Finanzdienstleistern die Auflage eines eigenen Fonds im 

Offshore-Bereich.  

 

Für den Bereich Vermögensverwaltungsgesellschaft/Investmentgesellschaft haben wir ein 

separates  Exposee veröffentlicht.  

 

Zunächst beraten wir unsere Mandanten, hinsichtlich der Auswahl des Sitzstaates der 

Bank- bzw. Finanzdienstleistungsgesellschaft, gemäß den Zielsetzungen des Mandanten. 

Ergänzend in der „steuerlichen Ausgestaltung“, z.B. im Bereich der verbundenen 

Unternehmen, Gründung einer Holdinggesellschaft zur steuerfreien Vereinnahmung der 

Dividenden (Dividendenrouting) und/oder „Einbringung in die Europäische Union“. Neben 

der reinen Gründung der Bank (Genehmigungsantrag bis Lizenz), übernehmen wir auf 

Wunsch in Kooperation mit unseren Partnern die gesamte Konstellation: 

 

-Korrespondenzbank/-Konten oder Beantragung BIC /SWIFT, Termin bei SWIFT  

-Online-Banking-System, elektronische Schnittstellen  

-Bankenvertragsrecht: AGBs der Bank, Rahmenkreditverträge, Bankenvertragliche 

Distanzgeschäfte, Electronic Banking 

 -Gründung der „Gesellschaft der Bank“ (i.d.R. die Rechtsform der AG) 

-Bei Vollbanken (Finanzdienstleistungsgesellschaften mit Genehmigung für Bankdienste, 

die der Regulierung und Aufsicht der staatlichen Organe unterliegen): Auswahl einer 
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anerkannten Rating-Agentur (Basel II/III), Beitritt im Einlagensicherungsfond, 

Versicherungen der Bank 

-Unterstützung bei der Suche nach „geeigneten Geschäftsführern“ (persönliche und 

fachliche Eignung gemäß innerstaatlichem Bankenrecht) 

 

 

Gründung einer Bank (Einlagen-Kreditinstitut, welches der 

Regulierung und Aufsicht der staatlichen Behörden 
unterliegt) 

Genehmigungsverfahren 

nach innerstaatlichen 
Recht 

Gründung der 

Gesellschaft der Bank 

Anbindung unabhängige 

Wirtschaftsprüf-

gesellschaft (Basel 
II/III) 

Geschäftsführung: 

 

I.d.R. sind zwei 

Geschäftsführer mit der 

persönlichen und fachlichen 

Eignung erforderlich: Hilfe 

bei der Suche, 

Bewerbungsgespräche –und 
Personalauswahl 

SWIFT-Code 

 

Anbindung bei SWIFT, 

Termine bei SWIFT 

Anbindung Einlagen-
Sicherungsfonds  

Bankenvertragsrecht 

 

AGBs der Bank, 

Rahmenkreditverträge, 

Bankenvertragliche 

Distanzgeschäfte, Electronic 
Banking usw. Anbindung Zentralbank 

des Landes oder 
Europäische Zentralbank 

Online-Banking und 

elektronische 
Schnittstellen 
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Grundsätzliche Überlegungen bei der Gründung einer 

Finanzdienstleistungsgesellschaft/Bank  
  

Das internationale Bankrecht ist ein extrem komplexes Rechtsgebiet. Bei der Gründung 

einer Bank- bzw. einer Finanzdienstleistungsgesellschaft mit Genehmigung für 

Bankdienstleistungen- im In-und Ausland sind zahlreiche Gesetze im Sitzstaat der 

Bankgründung (innerstaatliche Bankengesetze, Bankacts), ergänzend "Deutsche- oder 

Europäische Gesetze"- zu beachten, sofern die "ausländische Bank" Ihre Dienstleistungen 

auch außerhalb des Sitzstaates der Bank anbieten möchte. Vereinfacht kann ausgeführt 

werden, dass bei Banken und/oder Vermögensverwaltungsgesellschaften 

(Kapitalanlagegesellschaften) das Recht des Sitzstaates der Bank und „das Recht des 

Anbieterstaates“ greift. Im Rahmen des EWR (europäischer Wirtschaftsraum) gibt es 

allerdings die „gegenseitige Anerkennung“ (Europäischer Pass).  Jedes Land (selbst 

sogenannte Offshore-Staaten wie Cayman Islands oder Nevis) haben umfangreiche 

Bankengesetze, mit zahlreichen Bestimmungen hinsichtlich des notwendigen Einlage- 

und Eigenkapitals, Voraussetzungen der Geschäftsführung (persönliche und fachliche 

Eignung), bilanzrechtliche Vorschriften, grundsätzliche Bankenvertragsrechtliche 

Bestimmungen, Anbindung an eine unabhängige Wirtschaftsprüfgesellschaft (Einhaltung 

der Regeln Basel II und/oder Basel III) und vieles mehr.  

 

Definition der Kreditinstitute: 

Kreditinstitute sind solche Unternehmen, die Bankgeschäfte gewerbsmäßig oder in 

einem Umfang betreiben, der einen in kaufmännischer Weise eingerichteten 

Geschäftsbetrieb erfordert. Die Geschäfte werden gewerbsmäßig betrieben, wenn der 

Betrieb auf eine gewisse Dauer angelegt ist und sie mit der Absicht der Gewinnerzielung 

verfolgt werden. Alternativ gilt das Kriterium des Erfordernisses eines in kaufmännischer 

Weise eingerichteten Geschäftsbetriebes. 

Entscheidend für das Vorliegen dieses Merkmals ist dabei nicht, dass ein in 

kaufmännischer Weise eingerichteter Geschäftsbetrieb tatsächlich vorhanden ist, 

sondern allein, ob die Geschäfte einen derartigen Umfang haben, dass objektiv eine 

kaufmännische Organisation erforderlich wäre. Dabei kann sich das Erfordernis des 

kaufmännischen Geschäftsbetriebes auch aus der Kombination des Betreibens 

verschiedener Bankgeschäfte in vergleichsweise kleinem Umfang ergeben. 

Definition der Bankgeschäfte: 

Als Bankgeschäfte sind zu qualifizieren: 

-die Annahme fremder Gelder als Einlagen oder anderer unbedingt 

rückzahlbarer Gelder des Publikums, sofern der Rückzahlungsanspruch nicht in 

Inhaber- oder Orderschuldverschreibungen verbrieft wird, ohne Rücksicht darauf, 
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ob Zinsen vergütet werden (Einlagengeschäft), 

-die in den Pfandbriefgesetzen bezeichneten Geschäfte (Pfand- briefgeschäft), 

-die Gewährung von Gelddarlehen und Akzeptkrediten (Kreditgeschäft), 

-der Ankauf von Wechseln und Schecks (Diskontgeschäft), 

-die Anschaffung und die Veräußerung von Finanzinstrumenten im eigenen 

Namen für fremde Rechnung (Finanzkommissionsgeschäft), 

-die Verwahrung und die Verwaltung von Wertpapieren für andere 

(Depotgeschäft), 

-die Geschäfte des Investmentgesetzes (Investmentgeschäft), 

-die Eingehung der Verpflichtung, zuvor veräußerte Darlehensforderungen vor 

Fälligkeit zu erwerben, 

-die Übernahme von Bürgschaften, Garantien und sonstigen Gewährleistungen 

für andere (Garantiegeschäft), 

-die Durchführung des bargeldlosen Zahlungsverkehrs und des 

Abrechnungsverkehrs (Girogeschäft), 

-die Übernahme von Finanzinstrumenten für eigenes Risiko zur Platzierung oder 

die Übernahme gleichwertiger Garantien (Emissionsgeschäft), 

-die Ausgabe und die Verwaltung von elektronischem Geld (E-Geld-Geschäft).  

-die Tätigkeit als zentraler Kontrahent 
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Grafische Übersicht: Gründung einer Bank und Angebot der Bankgeschäfte 

außerhalb des Sitzstaates 

 

 

Gründung einer Bank 
in der EU/ EWR 

Europäischer Pass: Darf 

Bankdienstleistungen 

ohne erneute Zulassung 

in allen Staaten der 

EU/EWR anbieten sowie 

Niederlassungen 

installieren. Häufig 

besteht jedoch eine 
Anzeigepflicht. 

Gründung einer Bank 

in hoch regulierten 

Staaten wie Schweiz 

oder USA  

Darf i.d.R. 

Bankdienstleistungen 

ohne erneute Zulassung 

in allen Staaten der 

EU/EWR anbieten. Es 

besteht aber eine 

Genehmigungspflicht. 

 

Niederlassungen oder 

Repräsentanzen in der 

EU/EWR: 

 

Ist in den innerstaatlichen 

Gesetzen geregelt, in 

Deutschland z.B. in §53 

KWG. 

 

Gründung einer Bank 
in Steueroasenländern 

Darf Bankdienstleistungen 

in anderen Staaten 

und/oder EWR-Staaten 

anbieten, wenn: 

 

-Staatliche Zulassung im 

Sitzstaat 

 

-Die Anforderungen 

gemäß Bankenrecht im 

Sitzstaat vergleichbar 

sind 

 

-Die Bank der 

Regulierung und Aufsicht 

der zuständigen Behörde 

untersteht 

 

-Die zuständige Behörde 

im Sitzstaat der Bank 

vertrauensvoll mit der 

Aufsichtsbehörde des 

Anbieterstaates 

zusammenarbeitet 

 

Es ist immer eine 

Genehmigung 

erforderlich. 

 

Niederlassungen oder 

Repräsentanzen in der 

EU/EWR: 

 

Ist in den innerstaatlichen 

Gesetzen geregelt, in 

Deutschland z.B. in §53 
KWG. 

Bankdienstleistungen 

in anderen Staaten 

anbieten: 

 

Regeln die 

innerstaatlichen Gesetze 

(Bankenrecht). I.d.R. ist 

davon auszugehen, dass 

nur eine Anzeigepflicht 

besteht oder ein 

vereinfachtes 
Genehmigungsverfahren. 

Bankdienstleistungen 

in anderen Staaten 

anbieten: 

 

Regeln die 

innerstaatlichen Gesetze 

(Bankenrecht). I.d.R. ist 

davon auszugehen, dass 

nur eine Anzeigepflicht 

besteht oder ein 

vereinfachtes 
Genehmigungsverfahren. 

Bankdienstleistungen 

in anderen Staaten 

anbieten: 

 

Regeln die 

innerstaatlichen Gesetze 

(Bankenrecht). Es besteht 

i.d.R. immer eine 
Genehmigungspflicht. 
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Allgemeines zum Thema Banklizenz 

 

Die Zulassungsvoraussetzungen sind in den einzelnen Ländern sehr unterschiedlich, 

insbesondere die erforderlichen Eigenmittel einer Bank.  

 

Im Kontext einer Bankgründung im EWR greift das innerstaatliche Bankenrecht sowie die 

europäische Finanzdienstleistungsrichtlinie. Demnach müssen Vollbanken ein 

Mindestanfangskapital von 5 Mio Euro nachweisen, in einigen Ländern (Liechtenstein, 

Spanien, Luxemburg z.B.) ist das erforderliche Anfangskapital jedoch höher.  

 

Geringeres Anfangskapital benötigen z.B. E-Geld-Institute (750.000 bis 1 Mio Euro) oder 

Banken in Drittstaaten, z.B. auf den Cayman Islands mit CI$ 400.000. Es besteht die 

Möglichkeit Banken in Drittstaaten (z.B. Cayman Islands) zu installieren, mit 

Repräsentanzen oder Niederlassungen in anderen Ländern und/oder im EWR. 

 

Grundlage- oder ratsam- ist i.d.R. die Installation einer Aktiengesellschaft nach dem 

jeweiligen Recht des Sitzstaates, ergänzend die Installation eines ordentlichen 

Geschäftssitzes im Sitzstaat der Gesellschaft. Diese Aktiengesellschaft beantragt dann die 

Zulassung als Bank (Einlagen-Kreditinstitut). Eine Alternative kann die Neuseeland OFC 

sein. Eine Neuseeland OFC (richtiger Terminus: Neuseeland 

Finanzdienstleistungsgesellschaft mit Erlaubnis für Bankgeschäfte) kann sowohl 

Privatpersonen als auch Unternehmen weltweit Bankdienste via Internet anbieten ohne 

Einschränkung der Kundenzahl, der Höhe der Einlagen oder der Anzahl der Währungen. 

Allerdings unterliegt eine Neuseeland Finanzdienstleistungsgesellschaft mit Genehmigung 

für Bankdienstleistungen nicht der Regulierung und Aufsicht der Zentralbank des Landes. 

Dieses hat Folgen in Bezug auf das Angebot der Dienstleistungen in anderen Ländern, 

ergänzend ist keine Kreditaufnahme bei der Zentralbank möglich und immer eine 

Korrespondenzbank erforderlich, also kein eigener SWIFT-Code. 

 

Die Gebühren zur Gründung einer Bank richten sich nach dem Sitzstaat und den 

Dienstleistungen.  

 

Rechtliche Grundlagen-Begriffsbestimmungen: Bank 

 

Das internationale Bankenrecht ist eine extrem komplexe juristische Materie. Vereinfacht 

kann wie folgt ausgeführt werden: Finanzdienstleistungsgesellschaften im Sinne der 

Einlagenkreditinsitute, die der Regulierung und Aufsicht der jeweiligen Zentralbank 

und/oder anderer staatlichen Aufsichtsbehörden unterliegen und eine entsprechende 

Genehmigung haben, die entsprechenden Finanzdienstleistungen an Dritte anzubieten, 

werden als "Bank" im Sinne bezeichnet. Sie dürfen Bankdienstleistungen an inländische 

natürliche und juristische Personen anbieten und i.d.R. auch an "Personen" außerhalb des 

Sitzstaates der Bank (hier können allerdings im nationalen Recht der "anderen Staaten" 

Beschränkungen existieren, vgl. z.B. Deutsches KWG). Die jeweiligen 

Zulassungsvoraussetzungen werden in den Finanzdienstleistungsgesetzen der Länder 

geregelt. In den meisten Staaten ist eine entsprechende Eigenkapitalausstattung 

erforderlich (z.B. Schweiz 5 Mio CHF, USA 5 Mio USD und 10 Mio USD 

Sicherheitshinterlegung bei der FED, Deutschland ca. 5 Mio Euro, Belize ca. 1,1 Mio Euro, 
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Cayman Islands 400.000 CI$, Bahamas ca. 3 Mio USD). Außerdem regeln die meisten 

Bankengesetze die Voraussetzungen an das Management der Bank-die sogenannte 

"fachliche Eignung"- (Berufsausbildung/Studium im Bankenbereich, Führungserfahrung in 

der Bankenebene, einwandfreies polizeiliches Führungszeugnis, Bonität usw..), das 

Vorhandensein eines qualifizierten Geschäftsbetriebes, die Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen und die Bedingungen der Wirtschaftsprüfung und Bilanzierung.  

Daneben bieten einige Länder die Möglichkeit der Gründung einer 

Finanzdienstleistungsgesellschaft mit Genehmigung für Bankdienstleistungen, ohne das 

diese Institute der Aufsicht und Regulierung der jeweiligen Zentralbank unterliegen (z.B. 

die Neuseeland Finanzdienstleistungsgesellschaft mit Genehmigung für 

Bankdienstleistungen). Diese Institute dürfen die Bankdienstleistungen i.d.R. nur 

außerhalb des Sitzstaates anbieten und werden daher oft als "Offshore -Banken" 

bezeichnet.  

 

Davon abweichend kennen einige Länder (z.B. Deutschland) die Begriffe einer „E-Bank“ 

und/oder Investmentbank. So ist "paypal" z.B. ein E-Geld-Institut. Die erforderlichen 

Eigenmittel solcher Finanzdienstleistungsinstitute ist i.d.R. geringer als bei "Vollbanken" 

(Investmentbank in Deutschland ca. 730.000 Euro, eBank 1 Mio. Euro). 

 

Wo liegen die genauen Unterschiede einer Bankgründung im In-und 

Ausland? 

 

Unter einer "Vollbank" wird i.d.R. eine Bank verstanden, die nach den 

Finanzdienstleistungsgesetzen des jeweiligen Landes gegründet und genehmigt wurde, 

Bankdienstleistungen an Ansässige anbieten darf und der Aufsicht und Regulierung der 

staatlichen Organe und/oder Zentralbank des Landes unterliegen. Ob -und unter welchen 

Voraussetzungen- eine solche Bank dann Ihre Dienstleistungen außerhalb des Sitzstaates 

(z.B. in Deutschland) anbieten darf, regeln die Bankengesetze der "Anbieterländer". Bei 

Banken im EWR existiert die gegenseitige Anerkennung (Europäischer Pass).  

 

Wollen ausländische Banken z.B. in Deutschland anbieten und in Deutschland als 

Repräsentanz oder Niederlassung auftreten, so greifen entsprechende Regelungen des 

Deutschen KWGs (die meisten EU Staaten kennen analoge Regelungen): 

  

 § 53 Zweigstellen von Unternehmen mit Sitz im Ausland 
 § 53a Repräsentanzen von Instituten mit Sitz im Ausland 

 § 53b Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen 

Wirtschaftsraums 

 

Unter einer "Offshore-Bank" versteht man i.d.R. eine Bank, die Ihre 

Bankdienstleistungen nur an "Ausländer" (offshore) anbieten darf. Diese Form der 

Finanzdienstleistungsgesellschaft mit Genehmigung für Bankdienstleistungen (z.B. 

Neuseeland Finanzdienstleistungsgesellschaft mit Genehmigung für Bankdienste), 

unterliegt i.d.R. nicht der Aufsicht und/oder Regulierung der Zentralbank des Landes. 

Allerdings unterliegen einige dieser Offshore-Banken (Neuseeland auch) sehr wohl den 
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gesetzlichen Bestimmungen zur Verhinderung der Geldwäsche u.a. anderen Vorschriften, 

z.B.: 

 

 Bills of Exchange Act 1908 (Wechselgesetz)  
 Cheques Act 1960 (Scheckgesetz)  
 Companies Act 1993 (Aktiengesetz/GmbH Gesetz)  
 Consumer Guarantees Act 1993 (Verbrauchergarantiegesetz)  
 Credit Contracts and Consumer Finance Act 2003 (Verbraucherkreditgesetz)  
 Electronic Transactions Act  2002 (Gesetz über elektronische Transaktionen)  
 Fair Trading Act 1986 (Verbraucherschutzgesetz)  
 Financial Transactions Reporting Act 1996 (Geldwäschegesetz)  
 Investment Advisers (Disclosure) Act 1996 (Gesetz über Anlageberater)  
 Personal Property Securities Act 1999 (Wertpapiergesetz)  
 Proceeds of Crime Act 1991 (Gesetz über kriminelle Einkünfte)  
 Property Law Act 1952 (Gesetz zum Eigentumsrecht)  
 Reserve Bank Act 1989 (Gesetz über die Notenbank)  
 Securities Act 1978 (Wertpapiergesetz)  
 Unclaimed Money Act 1969 (Gesetz über nicht beanspruchte Gelder)  

 

Übersicht: Finanzdienstleistungsgesellschaft mit Genehmigung für Bankdienstleistungen, 

die der Regulierung und Aufsicht der zuständigen Behörden/Zentralbank unterliegen 

(Voll- Bank) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Hier abweichend/ergänzend: Bei Banken in Europa/ im EWR  i.d.R. gegenseitige 

Anerkennung.  Sonst geregelt z.B. in § 53 KWG ,sofern Tätigkeit in Deutschland als 

Repräsentanz oder Niederlassung. Andere Länder haben ähnliche Regelungen.  

Gesellschaft der Bank 
 

Aufsichtsbehörden, z.B. 
Zentralbank des Landes 

Unabhängige 

Wirtschaftsprüfgesellschaft 

-Ratingagentur- 

Einhaltung der Regelungen 
Basel II /III 

Bank bietet 

Finanzdienstleistungen im 

Inland an bzw. darf im Inland 
anbieten 

Bank möchte Finanzdienstleistungen 

außerhalb des Sitzstaates anbieten: 

I.d.R. Genehmigung gemäß 

innerstaatlichen Recht erforderlich, 
aber keine erneute Zulassung 
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Grafische Übersicht:  Regelmäßige Voraussetzungen bei Gründung einer Bank 

(Finanzdienstleistungsgesellschaft mit Genehmigung für 

Bankdienstleistungen/Einlagenkreditinstitut, unterliegt der Aufsicht und Regulierung der 

zuständigen Regulierungsbehörde und/oder Zentralbank des Landes) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 

 
Trifft zu bei Banken: EWR, Belize, Cayman Island, Nevis sowie in den meisten Staaten. 

 

*Geringstes  Mindest-Einlagekapital (Anfangskapital) hat Cayman Islands mit 400.000 CI$. 

anken im EWR: Mindestens 5 Mio. Euro, innerstaatliche Bankengesetze können ein 

höheres Anfangskapital fordern. 

 

**Fachliche Eignung: Nach innerstaatlichem Bankenrecht, z.B. Ausbildung/Studium im 

Bankenwesen ,Führungserfahrung/Management bei einer Bank (2-3 Jahre) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bankinstitut im Land X 

Mindest-

Einlagekapital 

nach 

innerstaatlichem 
Bankenrecht* 

Mindestens zwei 

Geschäftsführer, 

ein Geschäftsführer 

muss im Sitzstaat 

Ansässig sein. 

Persönliche und 

fachliche 

Eignung** nach 

Bankenrecht des 
Sitzstaates. 

Gesellschaft der 

Bank, i.d.R. 

Rechtsform der AG 

-Anbindung Rating-Agentur, 

Basel II/III 

-GGF. Mitglied im 

Einlagensicherungsfond (kann 

freiwillig sein) 

-Bankenvertragsrechtliche 
Voraussetzungen 

Eigner/Shareholder der Bank: 

Können natürliche oder 

juristische Personen im In-und 
Ausland sein. Ordentlicher 

Geschäftssitz 
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Bankgründung in Drittstaaten: Steueroasenländer 

Unsere Kanzlei gründet für Mandanten Banken (Finanzdienstleistungsgesellschaften mit 

Genehmigung für Bankdienstleistungen, Einlagen-Kreditinstitute) in folgenden Staaten: 

Belize, Bahamas und Cayman Islands. Andere Standorte auf Nachfrage. Der Vorteil einer 

Bankgründung in Steueroasenländern liegt zentral in der Besteuerung. So werden 

Banken in Steueroasenländern entweder gar nicht oder nur gering besteuert. Ein weiterer 

Vorteil kann in bestimmten Ländern das niedrige Anfangskapital sein, z.B. Cayman 

Islands mit nur CI$400.000. Nachteile können sein: Kein Europäischer Pass, mithin 

dürfen  Banken mit Sitz in Drittstaaten/Steueroasen-Staaten Ihre Dienstleistungen nicht 

einfach in anderen Ländern anbieten oder dort Repräsentanzen oder Niederlassungen 

eröffnen (vgl. Sie dazu unsere Ausführungen im Exposee). Als gut regulierte Staaten 

(vergleichbar im Sinne) gelten die Cayman Islands und vor allem die Bahamas (es wurde 

weitestgehend englisches Recht übernommen, das Mindest-Anfangskapital beträgt ca. 3 
Mio USD).   

Dienstleistungen: 

 Gründung der Gesellschaft der Bank  

 Business-Plan und Plan G&V, Erlaubnisantrag bei der zuständigen 

Aufsichtsbehörde (zentral Belize, Bahamas, Cayman Islands) 

 Ordentlicher Geschäftssitz im Sitzstaat 

 Unterstützung bei der Suche nach „geeigneten Personal“ (persönliche und 

fachliche Eignung gemäss innerstaatlichem Bankenrecht) 

 Anbindung unabhängige Wirtschaftsprüfgesellschaft, z.B. Moodys  

 Anbindung SWIFT (SWIFT Code, IBAN), Begleitung beim Termin bei SWIFT 

 Online-Banking-System und elektronische Schnittstellen (Anbieterauswahl) 

 Bankenvertragsrecht: AGBs der Bank, Rahmenkreditverträge, Bankenvertragliche 

Distanzgeschäfte, Electronic Banking usw. 

 Implementierung einer Repräsentanz oder Niederlassung außerhalb des 

Sitzstaates (in Deutschland z.B. auf der Grundlage §§ 52/53 KWG). 

Bankgründung Belize:  

-Erforderliches Anfangskapital:  

-Eine Class „A“-Bank muss ein Gründungs-(Haftungs-) kapital von mindestens 3.000.000 

US-$ in geeigneten Sicherheiten (Bargeld oder sonstige Werte wie Aktien o.ä.) vorweisen 
können. 

-Eine Class „B“-Bank muss ein Gründungs-(Haftungs-) kapital von mindestens 1.000.000 

US-$ in geeigneten Sicherheiten (Bargeld oder sonstige Werte wie Aktien o.ä.) vorweisen 
können 

In beiden Fällen kann die Zentralbank von Belize zusätzlich Anforderungen an die weitere 

Kapitalausstattung einer Offshore-Bank stellen. Das jeweilige Gründungs- (Haftungs-) 

kapital muss nicht bei der Zentralbank von Belize hinterlegt werden, sondern kann 
sowohl bei einer in Belize ansässigen Bank als auch im Ausland angelegt sein 

 
1[1] Diese Summe wurde vom belizischen Gesetzgeber im Verhältnis der ursprünglichen Gesetzesfassung aus 
dem Jahre 1996 drastisch von 200.000 USD auf die derzeitige Summe erhöht. 
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2[2] Etwaige Auflagen sind indessen nur zu erwarten, wenn das beabsichtigte Tätigkeitsfeld einer Bank hierzu 
Anlass geben könnte. 
3[3] Hier empfiehlt es sich allerdings, das Gründungskapital bei einer in Belize geschäftsansässigen 
Bank zunächst als Festgeld anzulegen und die Zinserträge umfassend und zur laufenden 
Kostendeckung, ggf. als Gewinnausschüttung zu nutzen. Andererseits kann jede beliebige, reguläre 
internationale Bank zur Führung von Konten beauftragt werden. 

-Persönliche Voraussetzungen der Geschäftsführung: 

 Nicht vorbestraft, kein Anschein, dass er an einer Betrugs- Unterschlagungs- oder 

Veruntreuungsstraftat beteiligt war. 

 war nicht Direktor einer Bank, der die Zulassung entzogen wurde 

 ist nicht insolvent oder drohend zahlungsunfähig 

 ist kein zugelassener Wirtschaftsprüfer für Banken gemäß dem Banking and 

Financal Institutions Act 

 kein wirtschaftlicher Interessenkonflikt zu der Bank oder seiner Ehefrau, Kinder 
oder Geschwister zu dieser Bank. 

  Cap 263, Part IV 15 

-Staatliche Gebühren für das Zulassungsverfahren Class A-Bank: 

Mindestens 25.000 B§ , also ca. 9.950,00 Euro 

Dieses, wenn alle Anträge und notwendigen  Formulare usw.. vorliegen (tragfähiger 

Geschäftsplan, Lebensläufe der Geschäftsführer, pol. Führungszeugnisse, Plan G&V, 

Nachweis des erforderlichen Anfangskapitals, Nachweis gemäss den persönlichen 

Voraussetzungen der Geschäftsführung/Cap. 263, ordentlicher Geschäftssitz Belize, wenn 

Geschäftsführer nicht auf Belize Ansässig: Nennung eines Bevollmächtigten gemäss den 

Voraussetzungen des BankAct, alle Kundenverträge, AGBs, Nennung der beauftragten 
Wirtschaftsprüfkanzlei  usw..) 

Bankgründung Cayman Islands:  

Insbesondere Cayman Island ist ein interessanter Standort zur Gründung einer Bank mit 

A-Lizenz. Das Stammkapital (Einlagekapital) einer A-Bank beträgt CI$400,000, bei einer 

B-Bank 20.000 CI$. Die A-Bank fungiert als Vollbank im Sinne und darf alle 

Bankdienstleistungen anbieten. Sie unterliegt der Aufsicht der Zentralbank und 

Regulierungsbehörde. Zunächst wird eine Kapitalgesellschaft auf Cayman Islands 

gegründet, als Gesellschaft der Bank. Diese Kapitalgesellschaft beantragt dann die 

Zulassung als Bank bei der Regierungsbehörde (Zentralbank/Aufsichtsbehörde für 

Finanzdienstleistungen,analog dem Banks and Trust Companies Law). Erforderlich ist ein 

qualifizierter Geschäftsbetrieb auf Cayman Islands. Auch ein Geschäftsgebäude mit 

"Bankschaltern" kann entsprechend eröffnet werden. Im Geschäftsführungsbereich der 

Bank werden zwei Personen benötigt, die eine anerkannte Ausbildung als Bänker und 

Berufserfahrung im Bankengeschäft haben. Mindestens eine Person muss auf den 

Cayman Islands Ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Es ist keine Treuhand-Lösung 

möglich.  

Hinsichtlich der Direktoren, kann unsere Kanzlei geeignete Personen auf den Cayman 

Islands benennen, die als Direktoren der Bank in Frage kommen bzw. können wir bei 
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Stellenausschreibungen und Bewerbungsgesprächen unterstützend tätig werden. Es 

können auch mehr als zwei Geschäftsführer/Direktoren bestellt werden, wenn z.B. der 

Mandant/Gründer nicht über die persönliche Eignung verfügt. Dabei kann gewährleistet 

werden, dass dominante Entscheidungen/Beschlüsse immer der Unterschrift des dritten 

Geschäftsführers bedürfen. Da es sich bei der Gesellschaft allerdings um eine 

Aktiengesellschaft handelt, sind die Eigner/Shareholder in diesem Kontext entscheidend. 

Alle maßgeblichen Beschlüsse können nur mit 50+X Stimmen der Shareholder realisiert 

werden. Shareholder kann jede natürliche oder juristische Person in-und außerhalb 
Cayman Islands sein.  

Die Zulassung dauert ca. 6 Monate. Die Gebühren richten sich den Dienstleistungen. Für 

die Bank können wir eine Internetpräsenz erstellen mit Anbindung einer Online Banking-

Software. Wir vermitteln hier an einen entsprechenden Anbieter. Bei einem "Auftritt" der 

Bank in Deutschland (Repräsentanz oder Niederlassung) sind die Bestimmungen des 

Deutschen KWGs zu beachten, hier §53 KWG, bei Auftritt in anderen Ländern die 

entsprechenden innerstaatlichen Regelungen.  

Soll die Bank als reine Onshore Bank fungieren, haben wir Lösungen hinsichtlich des 

qualifizierten Geschäftsbetriebes. Soll die Cayman Island Bank in anderen Ländern als 

Repräsentanz oder Niederlassung auftreten, sind die entsprechenden Bankgesetze der 

Länder zu beachten.  

Im Bereich der A-Lizenz wird zwischen Banken unterschieden, die Geschäfte in-und 

außerhalb Cayman Islands tätigen und Banken, die nur "Offshore" geschäftliche 
Tätigkeiten entfalten.  

Vorteile einer Vollbank auf den Cayman Islands: 

 Geringes Anfangskapital 

 Keine Besteuerung, auch Banken zahlen keine Steuern 

 Vermögensschutz 

 Anonymität  
 Rechtssicherheit  

Nachteile ggf.: 

Relativ hohe jährliche staatliche Gebühren, zwischen 160.000- 400.000 CI$. Im 
Gegenzug aber keine Steuern. 

Im Blickfeld: Zusätzliche Gebühren 

I.d.R. ist es mit der "reinen Zulassung als Vollbank" nicht getan. Es kommen häufig nach 

folgende Kostennoten hinzu: 

 

 Büro im Sitzstaat (in kaufmännischer Weise eingerichteter Geschäftsbetrieb) 

 Online-Banking-System und elektronische Schnittstellen 

 Homepage der Bank, Online Bankingsystem,elektronische Schnittstellen  

 Gebühren der externen Rating-Agentur,Wirtschaftsprüfgesellschaft 

 Soll die Bank Ihre Dienstleistungen in der EU, Deutschland und/oder anderen 

Ländern anbieten: Z.B. Gebühren für das Zulassungs-und/oder 

Anerkennungsverfahren Z.B. im Sinne §§ 53 KWG (Repräsentanz oder 

Niederlassung) 

 Realisierung der Anbindung (Mitgliedschaft) des Einlagensicherungsfond  

 Besteht nach innerstaatlichem Recht die Möglichkeit, das ein Bevollmächtigter im 

Sitzstaat "zwischengeschaltet werden kann" (Anwaltskanzlei im Sitzstaat, also 



 16 

Direktor keinen gewöhnlichen Aufenthalt im Sitzstaat der Bank): Anwaltliche 

Gebühren im Sinne der Aufgabenstellung 

  
Unterschied zwischen A-und B-Bank-Lizenz auf Cayman Islands 

Eine A-Lizenz befähigt zur Führung von Geschäften als Vollbank (oder auch 

Universalbank bezeichnet), die die gesamte Bandbreite der Bank- und 

Finanzdienstleistungsgeschäfte anbieten kann, so wie Sie das von der HSBC, Deutschen 

Bank oder Commerzbank kennen. Sie kann z.B. Girokonten vergeben, Kreditkarten 
aushändigen und Darlehn vergeben.  

1. Das Aktivgeschäft oder Kreditgeschäft: Kontokorrentkredite, Diskontkredite, 

Avalkredite, Investitionskredite, Baufinanzierungen, Realkredite 

2. Das Passivgeschäft zur Geldbeschaffung: Einlagengeschäfte (z. B. Sparkonten, 
Sichteinlagen, Termineinlagen), Bankschuldverschreibungen 

3. Dienstleistungen : Zahlungsverkehr, Bargeldgeschäft, Überweisungen, 
Inkassogeschäfte, Devisengeschäfte, Dokumentengeschäft im Außenhandel 

4. Investmentgeschäft als Wertpapiergeschäft: Verwahrung und Verwaltung, Emissionen, 
An- und Verkauf von Wertpapieren, Vermögensverwaltung 

5. Sonstige Dienstleistungen: Vermittlung anderer Finanzdienstleistungsprodukte 

(Lebensversicherungen etc.), Immobiliengeschäft, Beratungsleistungen, Ausgabe von 
Kreditkarten und Reiseschecks 

Eine B-Lizenz hingegen schließt Girokonten ausdrücklich aus. Cayman Islands ermöglicht 

jedoch Girokonten bei B-Lizenzen für juristische Personen, die auf den Cayman Islands 

Geschäfte ausüben. Ferner kann unter einer B-Lizenz nur dann in Anlagen investiert 

werden, wenn diese Anlage ein Darlehn einer ausländischen Gesellschaft darstellt. 

Zu den B-Lizenz / Spezialbanken gehören Realkreditinstitut, Investmentbank und die 

Bausparkasse. B-Lizenz-Banken & Treuhandfonds können nur passive Teilnehmer am 

SWIFT-Verkehr werden, brauchen also eine Vermittlerbank zum Abgleich. Im Hinblick auf 

SWIFT heißt dies im Detail, bei solchen Banken handelt es sich meist um 

Investmentbanken, um Spezialbanken ohne besonderen Bezug zum Ausland oder um 

Banken, die ihr internationales Geschäft über einen Verbund mit A-Lizenz-Banken 
abwickeln (Raiffeisenbanken als Beispiel). 

Eine A-Bank-Lizenz, mit der Erlaubnis Bankgeschäfte innerhalb -und außerhalb Cayman 

Island zu betreiben, zahlt jährliche behördliche Gebühren von 400.000 CI$ (400.000 CI$ 

= 334.200 EUR gerundet). 

Eine A-Bank, wobei die Bank nur Geschäfte außerhalb Cayman Islands betreibt, 

verursacht allerdings nur jährliche Gebühren von 130.000 CI$, im ersten Jahr 160.000 
CI$ (160.000 CI$ = 133.700 EUR gerundet). 

Bei der B-Bank betragen diese Gebühren lediglich 40.000 CI$. 

Bitte beachten Sie, dass im ersten Jahr die Gebühren 500.000  CI$(A-Bank) bzw. 70.000 
CI$ (B-Bank) betragen. 

Auf der anderen Seite wird immer "Steuerfreiheit" garantiert sowie 100%tiger 

Kapitalschutz und Anonymität der wirtschaftlich Berechtigten. 
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Das notwendige Stammkapital beträgt mindestens 400.000 CI$ (A-Bank) bzw. 20.000 
CI$ (B-Bank).  

Die Antragsgebühr beträgt einmalig 2.000 CI$ und ist mit Einreichung des Antrages 
fällig. Sie wird auch bei einer Ablehnung nicht zurückbezahlt. 

Steuerliche Gestaltung 

Wir beraten ergänzend im Kontext der steuerlichen Gestaltung. Hier geht es zentral um 

die Dividendenausschüttungen. Sinnvoll kann die steuerliche Gestaltung über eine 

Zwischenholding sein (Dividendenrouting), um die Dividenden steuerminimiert oder 
steuerfrei zu empfangen.  

Grafik: Bankgründung Cayman Islands 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Neuseeland Finanzdienstleistungsgesellschaft mit Genehmigung für 

Bankdienstleistungen  

Eine Neuseeland Finanzdienstleistungsgesellschaft mit Erlaubnis für Bankgeschäfte kann 

sowohl Privatpersonen als auch Unternehmen weltweit Bankdienste via Internet anbieten 

ohne Einschränkung der Kundenzahl, der Höhe der Einlagen oder der Anzahl der 

Währungen. Im Rahmen der Konstellation sind allerdings die Gesetze der Länder, z.B. 

das deutsche Kreditwesengesetz (KWG) zu beachten.  

Bank Cayman Islands 
A-Bank Lizenz 

 

-Zwei Direktoren mit 

persönlicher- und fachlicher 

Eignung, ein Direktor muss auf 

den Cayman Islands seinen 

gewöhnlichen Aufenthalt haben 

 

-Ordentlicher Geschäftssitz auf 

den Cayman Island  

 

 

Regulierungsbehörde und 

Zentralbank Cayman Islands:  
-Aufsicht 

-Rating Agentur, Basel II/III 

Repräsentanzen oder 

Niederlassungen in anderen 

Ländern 

 

(gemäß den gesetzlichen 

Vorschrift der innerstaatlichen 
Bankengesetze) 

I.d.R. sind 1-2 Niederlassungsleiter 
oder Repräsentanten zu benennen, mit 

entsprechender Eignung 
 
-Repräsentanz:  
Genehmigungsverfahren, 
Bankengesetz Cayman Islands als 
Grundlage z.B. für Einlagekapital 
 

-Niederlassung: I.d.R. 
Zulassungsverfahren analog 
innerstaatlichen Voraussetzungen 
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Es handelt sich bei der Neuseeland Finanzdienstleistungsgesellschaft nicht um ein 

Finanzinstitut das der Aufsicht und Regulierung der zuständigen Behörden oder 

Zentralbank des Landes unterliegt. Mithin sind nur Korrespondenzbank-Konten 

realisierbar, kein eigener SWIFT/IBAN, keine Kreditname bei der Zentralbank. Eine 

Neuseeland Finanzdienstleistungsgesellschaft darf Ihre Dienstleistungen mithin nicht so 

einfach an Personen in Drittstaaten (z.B. EWR) anbieten, Regelungen z.B. des §53 KWG 
greifen nicht. Entsprechende Lösungsmöglichkeiten können wir offerieren.  

Die Gesellschaft kann fast alle Serviceleistungen zur Verfügung stellen, die auch von 

einer Bank mit A-Lizenz angeboten werden, allerdings darf das Wort „Bank“ nicht im 

Namen geführt werden. Erweiterungen wie Bankcorp. oder Bankgroup sind allerdings 

erlaubt. Zu den Tätigkeiten einer Online-Bank können folgende Serviceleistungen 

gehören, sie sind aber nicht auf diese begrenzt: 

 Einlagengeschäfte und Kreditvergabe  

 Debitkarten- und Kreditkartenservice  

 Ausgabe von Finanzbürgschaften und finanziellen Instrumenten  

 Service im Bereich des Cash Managements  

 Girokonten  

 Scheckkonten  

 Sparkonten  

 Termingeld  

 Herausgabe von CDs  

 Banküberweisungen  

 Zahlungsabwicklung  

 Fondsmanagement  
 Investitionsmarketing  

 

Bankgründung in Drittstaaten: Schweiz und USA  
 

Unsere Kanzlei gründet für Mandanten Banken (Finanzdienstleistungsgesellschaften mit 

Genehmigung für Bankdienstleistungen, Einlagen-Kreditinstitute) in hoch regulierten 

Drittstaaten wie die Schweiz oder USA.  

Dienstleistungen: 

 Gründung der Gesellschaft der Bank  

 Business-Plan und Plan G&V, Erlaubnisantrag bei der zuständigen 

Aufsichtsbehörde  

 Ordentlicher Geschäftssitz im Sitzstaat 

 Unterstützung bei der Suche nach „geeigneten Personal“ (persönliche und 

fachliche Eignung gemäss innerstaatlichem Bankenrecht) 

 Anbindung unabhängige Wirtschaftsprüfgesellschaft, z.B. Moodys  

 Anbindung SWIFT (SWIFT Code, IBAN), Begleitung beim Termin bei SWIFT 

 Online-Banking-System und elektronische Schnittstellen (Anbieterauswahl) 

 Bankenvertragsrecht: AGBs der Bank, Rahmenkreditverträge, Bankenvertragliche 

Distanzgeschäfte, Electronic Banking usw. 

 Implementierung einer Repräsentanz oder Niederlassung außerhalb des 

Sitzstaates (in Deutschland z.B. auf der Grundlage §§ 52/53 KWG). 

 

Bankgründung Schweiz  

Bankenrecht Schweiz-Rechtsquellen: 

http://www.etc-lowtax.net/bank_schweiz.htm
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 Bundesgesetz vom 8. November 1934 über die Banken und Sparkassen 

(Bankengesetz, BankG)  

 Verordnung vom 17. Mai 1972 über die Banken und Sparkassen 

(Bankenverordnung, BankV)  

 Verordnung vom 29. September 2006 über die Eigenmittel und Risikoverteilung 

für Banken und Effektenhändler (Eigenmittelverordnung, ERV)  

 Verordnung der Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht vom 21. Oktober 1996 über 

die ausländischen Banken in der Schweiz  

 Verordnung der Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht vom 30. Juni 2005 zum 
Konkurs von Banken und Effektenhändlern  

Anfangskapital: 

Anfangskapital/Kapitalausstattung beträgt ca. 5 Mio USD/CHF. 

Erfordernisse: 

Ähnlich wie Banken im EWR in Bezug auf die Geschäftsführung, ordentlicher 
Geschäftssitz, Einlagen-Sicherungsfond und unabhängige Wirtschaftsprüfkanzlei.  

 

Bankgründung in der EU/im EWR 
 

Unsere Kanzlei gründet für Mandanten Banken (Finanzdienstleistungsgesellschaften mit 

Genehmigung für Bankdienstleistungen, Einlagen-Kreditinstitute) im EWR, zentral in 

folgenden Ländern: Deutschland, Irland, England und Liechtenstein. Vorteile: 

Europäischer Pass, d.h. Banken im EWR dürfen ohne erneute Zulassung in anderen EWR-

Staaten anbieten oder Niederlassungen bzw. Repräsentanzen installieren. Auch gestaltet 
sich der Marktzugang in anderen Staaten außerhalb des EWRs i.d.R. unkompliziert.  

Dienstleistungen: 

 Gründung der Gesellschaft der Bank  

 Business-Plan und Plan G&V, Erlaubnisantrag bei der zuständigen 

Aufsichtsbehörde  

 Ordentlicher Geschäftssitz im Sitzstaat 

 Unterstützung bei der Suche nach „geeigneten Personal“ (persönliche und 

fachliche Eignung gemäss innerstaatlichem Bankenrecht) 

 Anbindung unabhängige Wirtschaftsprüfgesellschaft, z.B. Moodys  

 Anbindung SWIFT (SWIFT Code, IBAN), Begleitung beim Termin bei SWIFT 

 Online-Banking-System und elektronische Schnittstellen (Anbieterauswahl) 

 Bankenvertragsrecht: AGBs der Bank, Rahmenkreditverträge, Bankenvertragliche 

Distanzgeschäfte, Electronic Banking usw. 

 Implementierung einer Repräsentanz oder Niederlassung außerhalb des 

Sitzstaates  

 

Bankgründung Liechtenstein (EWR)  

Anfangskapital -Einlagensicherungsfonds - Zentralbank u.a. 

Das Anfangskapital muss mindestens 10 Mio. CHF betragen, in der Praxis zwischen 12- 

15 Mio CHF.  

http://www.etc-lowtax.net/bank_liechtenstein.htm
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Einlagensicherungsfonds: 1/5 des Jahresreingewinns bis 1/5 des Eigenkapitals, bei 

maximal 3 Mio CHF. Bei Neugründungen (erstes Jahr) 100.000 CHF pro Einlagen-
Guthaben. Es erfolgt die Anbindung an die Schweizer Zentralbank.  

Die Geschäftsführer müssen nicht in Liechtenstein ansässig, müssen aber Bürger des 

EWR sein. Es gelten die Richtlinien Basel II/III, entsprechend ist eine 

Wirtschaftsprüfgesellschaft (z.B. Moodys) zu bestellen. Die Gebühren betragen ca. 

36.000 Euro pro Jahr. Die Gebühren für die notwendige Bankprüfgesellschaft betragen 
einmalig 50.000 CHF, die staatlichen Gebühren 30.000 CHF. 

 

 

Wertpapierhandelsbank/Investmentbank/Vollbank Deutschland: 

 

Unsere Kanzlei unterstützt Mandanten bei der Gründung einer deutschen Bank, mithin 

einer Wertpapierhandelsbank oder Investmentbank. Gesetzliche Grundlage ist u.a. das 

Deutsche Kreditwesengesetz (KWG) unten auszugsweise dargestellt. Die anwaltlichen 

Gebühren richten sich nach dem Aufwand. I.d.R. erfolgt die Gründung einer deutschen 

AG als "Gesellschaft der Bank". Die staatlichen Gebühren (Zulassungsgebühren) betragen 

zwischen 5.000- 30.000 Euro. Neben den reinen Gründungs-und Zulassungsgebühren 

können noch folgende Kosten relevant sein: 

 

-Erstellung der Geschäftsbedingungen (AGBs),Verträge zwischen Kunden und 

Bank, Kreditverträge 

-Homepage der Bank, Online-Banking-System 

-SWIFT Code, IBAN, internationaler Zahlungsverkehr, elektronische 

Kommunikationswege und Schnittstellen 

-Anbindung an Kreditkartenprovider, Visa-MasterCard usw.. 

-Teilnahme am Einlagensicherheitsfond  

 

Ergänzend unterstützen wir deutsche Mandanten im Rahmen der Bankgründung in der 

optimalen steuerlichen Ausgestaltung, z.B. Gründung einer ausländischen Holding, um 

inländische Dividenden steuerfrei im Ausland zu vereinnahmen.  

 

Mindesteinlage-Kapital 

Für Einlagenkreditinstitute, das sind Unternehmen, die beabsichtigen, Einlagen oder 

andere rückzahlbare Gelder des Publikums entgegenzunehmen und das 

Kreditgeschäft zu betreiben, sowie für zentrale Kontrahenten im Sinne des § 1 

Abs. 31 KWG, ist ein Anfangskapital von mindestens 5 Mio. Euro erforderlich (§ 

33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1d KWG). 

-  Für Wertpapierhandelsbanken beträgt das Anfangskapital mindestens 730 000 

Euro (§ 33 Abs. 1 Satz 1c i. V. m. § 1 Abs. 3d Satz 3 KWG). 

http://www.london-consulting.org/bank_deutschland.htm
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- Für Unternehmen, die nur das E-Geld-Geschäft betreiben, beträgt das 

Anfangskapital mindestens 1 Mio. Euro (§ 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1e KWG). 

- Das Anfangskapital einer Kapitalanlagegesellschaft muss nach § 11 Abs. 1 Nr. 1 

InvG mindestens 730 000 Euro betragen; bei Erbringen bestimmter 

Nebendienstleistungen oder Verwaltung von Immobilien-Sondervermögen, erhöht 

sich dieser Betrag auf mindestens 2,5 Mio. Euro. 

 - Neben diesen gesetzl ichen Mindestanforderungen haben sich aus der 

Verwaltungspraxis der Bundesanstalt folgende besondere Anforderungen an das 

Anfangskapital herausgebildet: 

- Für die Erteilung einer Erlaubnis zum Betreiben einer Hypothekenbank wird 

regelmäßig ein Anfangskapital von mindestens 25 Mio. Euro verlangt (vgl. dazu 

auch die entsprechenden Anforderungen an das Kernkapital einer 

Pfandbriefbank nach § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des Entwurfs eines neuen 

Pfandbriefgesetzes, das voraussichtlich im Sommer 2005 in Kraft treten wird). 

 Für die Errichtung einer Bausparkasse wird regelmäßig ein Anfangskapital von 

mindestens 15 Mio. Euro verlangt. 

 Für die Erteilung einer Erlaubnis, die auf das Betreiben des Garantiegeschäftes 

beschränkt ist, wird ein Anfangskapital von mindestens 1,5 Mio. Euro verlangt. 

Wird das Garantiegeschäft ausschließlich mit Rückbürgschaften der öffentlichen 

Hand betrieben, ist ein haftendes Eigenkapital in Höhe von mindestens 500 000 

Euro erforderlich. 

 

 

Erlaubnisantrag  

 

Der Erlaubnisantrag, den wir für Sie einreichen, muss folgende Merkmale/Inhalte 

ausweisen: 

- die Firma, 

-die Rechtsform des Unternehmens, 

-den Sitz und die Anschrift, sowie – wenn möglich – die Telefon- und Telefax-Nummer 

des Unternehmens, 

-den Geschäftszweck des Unternehmens, 

-die Angabe, für welche der in § 1 Abs. 1 Satz 2 KWG genannten Bankgeschäfte die 

Erlaubnis beantragt wird, 

-die Angabe mindestens zweier Geschäftsleiter (§ 32 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 KWG), 
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-die Zusammensetzung der Organe, 

-den voraussichtlichen Zeitpunkt der Geschäftsaufnahme. 

Dem Antrag sind außerdem folgende Angaben und Unterlagen beizufügen: 

- Eine beglaubigte Ablichtung der Gründungsunterlagen (Gründungsprotokoll, ggf. 

Gründungsbericht), der Satzung bzw. des Gesellschaftsvertrags und des erstmaligen 

Beschlusses über die Bestellung der Geschäftsleiter sowie deren vorgesehene 

Geschäftsordnung (§ 14 Abs. 2 Satz 2 AnzV). 

- Einen geeigneten Nachweis der zum Geschäftsbetrieb erforderlichen Mittel (§ 32 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 KWG i. V. m. § 14 Abs. 3 AnzV). 

Als Nachweis bei Gründung eines Unternehmens ist eine Bestätigung eines 

Einlagenkreditinstituts (§ 1 Abs. 3d Satz 1 KWG) mit Sitz in einem Staat des 

Europäischen Wirtschaftsraums darüber vorzulegen, dass das Anfangskapital 

eingezahlt sowie frei von Rechten Dritter ist und zur freien Verfügung der 

Geschäftsleiter steht. Dem Anfangskapital dürfen keine Kredite, Pfandrechte oder 

andere Einschränkungen des Instituts oder Dritter entgegenstehen (Grundsatz der 

effektiven Kapitalaufbringung). 

Bei bestehenden Unternehmen, die erlaubnispflichtige Geschäfte aufnehmen wollen, 

ist stattdessen eine zeitnahe Bestätigung eines Wirtschaftsprüfers über das 

Vorhandensein des erforderlichen Anfangskapitals vorzulegen. 

- Angaben, die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit der Antragsteller und der 

Geschäftsleiter erforderlich sind (vgl. § 32 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 KWG, § 14 Abs. 4 i. V. 

m. § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 AnzV). 

Hierzu dient eine Erklärung jedes Antragstellers bzw. Geschäftsleiters, ob gegen ihn 

ein Strafverfahren schwebt, ob ein Strafverfahren wegen eines Verbrechens oder 

Vergehens gegen ihn anhängig gewesen ist oder ob er oder ein von ihm geleitetes 

Unternehmen als Schuldner in ein Insolvenzverfahren oder ein Verfahren zur Abgabe 

einer eidesstattlichen Versicherung oder in vergleichbare Verfahren verwickelt war 

oder ist („Straffreiheitserklärung“); diese Erklärung kann auf der Internet-Seite der 

Bundesanstalt abgerufen werden. 

- Angaben, die für die Beurteilung der fachlichen Eignung der Inhaber und der 

Geschäftsleiter erforderlich sind (vgl. § 32 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 KWG, § 14 Abs. 6 i. V. 

m. § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AnzV). 

Jeder Inhaber bzw. Geschäftsleiter hat einen lückenlosen, unterzeichneten 

Lebenslauf einzureichen, der sämtliche Vornamen, den Geburtsnamen, den 

Geburtstag, den Geburtsort, die Geburtsnamen der Eltern, die Privatanschrift und die 

Staatsangehörigkeit, eine eingehende Darlegung der fachlichen Vorbildung, die 
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Namen aller Unternehmen, für die er tätig gewesen ist, und Angaben zur Art der 

jeweiligen Tätigkeit, einschließlich weiterer ausgeübter Nebentätigkeiten, mit 

Ausnahme ehrenamtlicher, enthalten muss. Bei der Art der jeweiligen Tätigkeit sind 

insbesondere seine Vertretungsmacht, seine internen Entscheidungskompetenzen 

und die ihm innerhalb des Unternehmens unterstellten Geschäftsbereiche 

darzulegen. 

- Einen tragfähigen Geschäftsplan (vgl. § 32 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 KWG, i. V. m. § 14 

Abs. 7 AnzV), der folgende Angaben zu enthalten hat: 

-die Art der geplanten Geschäfte unter begründeter Angabe ihrer künftigen 

Entwicklung, hierzu sind Planbilanzen und Plangewinn- und – verlustrechnungen 

(nach den Vorschriften der Verordnung über die Rechnungslegung der 

Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute— Rech KredV) für die ersten drei 

vollen Geschäftsjahre nach Aufnahme des Geschäftsbetriebes vorzulegen, 

-die Darstellung des organisatorischen Aufbaus des Instituts unter Beifügung 

eines Organigramms, das insbesondere die Zuständigkeiten der Geschäftsleiter 

Sowie die jeweilige geplante Personalausstattung  erkennen lässt; es ist 

anzugeben, ob und wo Zweigstellen errichtet werden sollen und ob beabsichtigt 

ist, im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs in einem 

anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums Bankgeschäfte zu tätigen; 

ferner sollte erklärt werden, ob beabsichtigt ist, Auslagerungen von Bereichen auf 

ein anderes Unternehmen vorzunehmen (§ 25a Abs. 2 KWG), 

-eine Darstellung der geplanten internen Kontrollverfahren. 

-Angabe, ob das Institut Handelsbuch-oder Nichthandelsbuchinstitut sein wird (§ 2 

Abs. 11 KWG), 

-Sofern an dem Kreditinstitut bedeutende Beteiligungen gehalten werden (vgl. 

§ 32 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 KWG) sind dem Erlaubnisantrag ferner hinzuzufügen: 

-die Angabe der Inhaber bedeutender Beteiligungen, 

-die Angabe der Höhe dieser Beteiligungen; 

- Angaben, die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit dieser Inhaber oder 

gesetzlichen Vertreter oder persönlich haftenden Gesellschafter 

erforderlich sind2, 

-sofern diese Inhaber Jahresabschlüsse aufzustellen haben: die Jahresabschlüsse 

der letzten drei Geschäftsjahre nebst Prüfungsberichten von unabhängigen 

Abschlussprüfern, sofern solche zu erstellen sind. 
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- Sofern Antragsteller oder Inhaber bedeutender Beteiligungen an dem 

Kreditinstitut Konzernen angehören, ist die Konzernstruktur unter Beifügung 

eines Konzernspiegels darzustellen. Sofern solche Abschlüsse aufzustellen sind, 

sind die konsolidierten Konzernabschlüsse der letzten drei Geschäftsjahre 

einzureichen; entsprechendes gilt auch für Konzernprüfungsberichte von 

unabhängigen Abschlussprüfern. 

- In dem Erlaubnisantrag sind ferner Tatsachen anzugeben, die auf eine enge 

Verbindung gem. § 1 Abs. 10 KWG zwischen dem Institut und anderen 

natürlichen Personen oder anderen Unternehmen hinweisen (vgl. § 32 Abs. 1 

Satz 2 Nr. 7 KWG). 

Nach Maßgabe des § 14 AnzV kann die Bundesanstalt weitere Unterlagen und 

Auskünfte verlangen. Oftmals werden insbesondere die folgenden Unterlagen 

einzureichen sein: 

- Regelmäßig ist die Einreichung von Planzahlen für die Einhaltung der Kennziffern 

zum Grundsatz I und II (Grundsätze über die Eigenmittel bzw. die Liquidität der 

Institute) erforderlich. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass nach 

der ständigen Verwaltungspraxis der Bundesanstalt die Gesamtkennziffer des 

Grundsatzes I in den ersten drei Jahren nach Aufnahme des Geschäftsbetriebes 12 

% nicht unterschreiten darf. 

- Sofern Bereiche, die für die Durchführung der Bankgeschäfte wesentlich sind, auf 

andere Unternehmen ausgelagert werden sollen, werden im Regelfall die Entwürfe 

der vorgesehenen Auslagerungsverträge vorzulegen sein. In diesem 

Zusammenhang sind die Anforderungen des  § 25a Abs. 2 KWG und des 

Rundschreibens 11/2001 der Bundesanstalt über die Auslagerung von Bereichen auf 

ein anderes Unternehmen zu beachten. 

Versagung der Erlaubnis nach §33 KWG 

1) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn  

 
1. die zum Geschäftsbetrieb erforderlichen Mittel, insbesondere ein ausreichendes 

Anfangskapital im Sinne des § 10 Abs. 2a Satz 1 Nr. 1 bis 6 im Inland nicht zur 

Verfügung stehen; als Anfangskapital muss zur Verfügung stehen  

 
a) bei Anlageberatern, Anlagevermittlern, Abschlußvermittlern und 

Finanzportfolioverwaltern, Betreibern multilateraler Handelssysteme oder Unternehmen, 

die das Platzierungsgeschäft betreiben, die nicht befugt sind, sich bei der Erbringung von 

Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder Wertpapieren von Kunden 

zu verschaffen, und die nicht auf eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten handeln, ein 

Betrag im Gegenwert von mindestens 50.000 Euro,  
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b) bei anderen Finanzdienstleistungsinstituten, die nicht auf eigene Rechnung mit 

Finanzinstrumenten handeln, ein Betrag im Gegenwert von mindestens 125.000 Euro,  

 
c) bei Finanzdienstleistungsinstituten, die auf eigene Rechnung mit Finanzinstrumenten 

handeln, sowie bei Wertpapierhandelsbanken ein Betrag im Gegenwert von mindestens 

730.000 Euro,  

 
d) bei Einlagenkreditinstituten und zentralen Kontrahenten im Sinne von § 1 Abs. 31 ein 

Betrag im Gegenwert von mindestens fünf Millionen Euro,  
 

e) bei Instituten, die nur das E-Geld-Geschäft betreiben, ein Betrag im Gegenwert von 

mindestens 1 Million Euro und  
 

f) bei Anlageberatern, Anlagevermittlern und Abschlussvermittlern, die nicht befugt sind, 

sich bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder 

Wertpapieren von Kunden zu verschaffen, und nicht auf eigene Rechnung mit 

Finanzinstrumenten handeln, ein Betrag von 25.000 Euro, wenn sie zusätzlich als 

Versicherungsvermittler nach der Richtlinie 2002/92/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 9. Dezember 2002 über Versicherungsvermittler (ABl. EU Nr. L 9 S. 

3) in ein Register eingetragen sind und die Anforderungen des Artikels 4 Abs. 3 der 

Richtlinie 2002/92/EG erfüllen, und 
 

g) bei Unternehmen, die Eigengeschäfte auch an ausländischen Derivatemärkten und an 

Kassamärkten nur zur Absicherung dieser Positionen betreiben, das 

Finanzkommissionsgeschäft oder die Anlagevermittlung nur für andere Mitglieder dieser 

Märkte erbringen oder im Wege des Eigenhandels als Market Maker im Sinne des § 23 

Abs. 4 des Wertpapierhandelsgesetzes Preise für andere Mitglieder dieser Märkte stellen, 

ein Betrag von 25.000 Euro, sofern für die Erfüllung der Verträge, die diese Unternehmen 

an diesen Märkten oder in diesen Handelssystemen schließen, Clearingmitglieder 

derselben Märkte oder Handelssysteme haften;  
 

2. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, daß ein Antragsteller oder eine der in § 1 

Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Personen nicht zuverlässig ist;  
 

3. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Inhaber einer bedeutenden Beteiligung 

oder, wenn er eine juristische Person ist, auch ein gesetzlicher oder satzungsmäßiger 

Vertreter, oder, wenn er eine Personenhandelsgesellschaft ist, auch ein Gesellschafter, 

nicht zuverlässig ist oder aus anderen Gründen nicht den im Interesse einer soliden und 

umsichtigen Führung des Instituts zu stellenden Ansprüchen genügt; § 2c Abs. 1a Satz 1 

Nr. 1 Teilsatz 2 gilt entsprechend;  
 

4. Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, daß der Inhaber oder eine der in § 1 Abs. 2 

Satz 1 bezeichneten Personen nicht die zur Leitung des Instituts erforderliche fachliche 

Eignung hat und auch nicht eine andere Person nach § 1 Abs. 2 Satz 2 oder 3 als 

Geschäftsleiter bezeichnet wird;  
 

4a. das Institut im Fall der Erteilung der Erlaubnis Tochterunternehmen einer 

Finanzholding-Gesellschaft im Sinne des § 1 Abs. 3a Satz 1 oder einer gemischten 

Finanzholding-Gesellschaft im Sinne des § 1 Abs. 3a Satz 2 wird und Tatsachen die 

Annahme rechtfertigen, dass eine Person im Sinne des § 2d nicht zuverlässig ist oder 

nicht die zur Führung der Geschäfte der Finanzholding-Gesellschaft oder der gemischten 

Finanzholding-Gesellschaft erforderliche fachliche Eignung hat;  
 

5. ein Kreditinstitut oder ein Finanzdienstleistungsinstitut, das befugt ist, sich bei der 

Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder 

Wertpapieren von Kunden zu verschaffen, oder das gemäß einer Bescheinigung der 

Bundesanstalt nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über die Zertifizierung von 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32002L0092:DE:NOT
http://www.buzer.de/gesetz/1262/a17902.htm
http://www.buzer.de/gesetz/1262/index.htm
http://www.buzer.de/gesetz/962/a13797.htm
http://www.buzer.de/gesetz/962/a13800.htm
http://www.buzer.de/gesetz/962/a13797.htm
http://www.buzer.de/gesetz/962/a13797.htm
http://www.buzer.de/gesetz/962/a13797.htm
http://www.buzer.de/gesetz/962/a13797.htm
http://www.buzer.de/gesetz/962/a13801.htm
http://www.buzer.de/gesetz/2399/a33880.htm
http://www.buzer.de/gesetz/2399/index.htm
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Altersvorsorgeverträgen befugt ist, Altersvorsorgeverträge anzubieten, nicht mindestens 

zwei Geschäftsleiter hat, die nicht nur ehrenamtlich für das Institut tätig sind;  

 
6. das Institut seine Hauptverwaltung nicht im Inland hat;  

 
7. das Institut nicht bereit oder in der Lage ist, die erforderlichen organisatorischen 

Vorkehrungen zum ordnungsmäßigen Betreiben der Geschäfte, für die es die Erlaubnis 

beantragt, zu schaffen;  

 
8. der Antragsteller Tochterunternehmen eines ausländischen Kreditinstituts ist und die für 

dieses Kreditinstitut zuständige ausländische Aufsichtsbehörde der Gründung des 

Tochterunternehmens nicht zugestimmt hat.  

 
Einem Anlageberater, Anlagevermittler oder Abschlußvermittler, der nicht befugt ist, sich 

bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder 

Wertpapieren von Kunden zu verschaffen, und der nicht auf eigene Rechnung mit 

Finanzinstrumenten handelt, ist die Erlaubnis nach Satz 1 Buchstabe a nicht zu versagen, 

wenn er anstelle des Anfangskapitals den Abschluß einer geeigneten Versicherung zum 

Schutz der Kunden die eine Versicherungssumme von mindestens 1.000.000 Euro für 

jeden Versicherungsfall und eine Versicherungssumme von mindestens 1.500.000 Euro 

für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres vorsieht, nachweist. Satz 2 gilt für 

Anlageberater und Anlagevermittler, die zusätzlich als Versicherungsvermittler nach der 

Richtlinie 2002/92/EG in ein Register eingetragen sind und die Anforderungen des 

Artikels 4 Abs. 3 der Richtlinie 2002/92/EG erfüllen, mit der Maßgabe entsprechend, dass 

eine Versicherungssumme von mindestens 500.000 Euro für jeden Versicherungsfall und 

eine Versicherungssumme von mindestens 750.000 Euro vorgesehen ist. 

 
(2) Die fachliche Eignung der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 genannten Personen für die 

Leitung eines Instituts setzt voraus, daß sie in ausreichendem Maße theoretische und 

praktische Kenntnisse in den betreffenden Geschäften sowie Leitungserfahrung haben. 

Die fachliche Eignung für die Leitung eines Instituts ist regelmäßig anzunehmen, wenn 

eine dreijährige leitende Tätigkeit bei einem Institut von vergleichbarer Größe und 

Geschäftsart nachgewiesen wird.  

 
(3) Die Bundesanstalt kann die Erlaubnis versagen, wenn Tatsachen die Annahme 

rechtfertigen, dass eine wirksame Aufsicht über das Institut beeinträchtigt wird. Dies ist 

insbesondere der Fall, wenn  

 
1. das Institut mit anderen Personen oder Unternehmen in einen Unternehmensverbund 

eingebunden ist oder in einer engen Verbindung zu einem solchen steht, der durch die 

Struktur des Beteiligungsgeflechtes oder mangelhafte wirtschaftliche Transparenz eine 

wirksame Aufsicht über das Institut beeinträchtigt;  

 
2. eine wirksame Aufsicht über das Institut wegen der für solche Personen oder 

Unternehmen geltenden Rechts- oder Verwaltungsvorschriften eines Drittstaates 

beeinträchtigt wird;  

 
3. das Institut Tochterunternehmen eines Instituts mit Sitz in einem Drittstaat ist, das im 

Staat seines Sitzes oder seiner Hauptverwaltung nicht wirksam beaufsichtigt wird oder 

dessen zuständige Aufsichtsstelle zu einer befriedigenden Zusammenarbeit mit der 

Bundesanstalt nicht bereit ist.  

 
Die Bundesanstalt kann die Erlaubnis auch versagen, wenn entgegen § 32 Abs. 1 Satz 2 

der Antrag keine ausreichenden Angaben oder Unterlagen enthält.  
 

(4) Aus anderen als den in den Absätzen 1 und 3 genannten Gründen darf die 

Erlaubnis nicht versagt werden. 

http://www.buzer.de/gesetz/2399/index.htm
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32002L0092:DE:NOT
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32002L0092:DE:NOT
http://www.buzer.de/gesetz/962/a13864.htm
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(5) Die Bundesanstalt muss dem Antragsteller einer Erlaubnis binnen sechs Monaten 

nach Einreichung der vollständigen Unterlagen für einen Erlaubnisantrag nach § 32 Abs. 

1 Satz 2 mitteilen, ob eine Erlaubnis erteilt oder versagt wird. 

 

Gründen einer Bank und Basel II 
  

Die Vorschriften Basel II sind u.a. für 

Banken in der EU, Schweiz und USA anzuwenden. Ergänzend findet sich die 

Anwendungspflicht in vielen Bankengesetzen von Drittländern im Sinne, z.B. auf den 

Cayman Islands. Die Bank beauftragt in der Regel eine Rating-Agentur mit der 

Umsetzung und Überwachung. 

Basel II bezeichnet die Gesamtheit der Eigenkapitalvorschriften, die vom Basler 

Ausschuss für Bankenaufsicht in den letzten Jahren vorgeschlagen wurden. Die Regeln 

müssen gemäß den EU-Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG seit dem 1. Januar 2007 

in den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union für alle Kreditinstitute und 

Finanzdienstleistungsinstitute (= Institute) angewendet werden. In der Schweiz wird die 
Umsetzung von der Eidgenössische Bankenkommission geleitet. [1] 

Die Umsetzung in deutsches Recht ist durch das Kreditwesengesetz, die 

„Mindestanforderungen an das Risikomanagement“ (MaRisk) für die „zweite Säule“ von 

Basel II sowie die Solvabilitätsverordnung (SolvV) für die „erste“ und „dritte Säule“ von 
Basel II erfolgt. 

Obwohl ursprünglich von den USA angeregt und initiiert [2], wurde Basel II in den 

Vereinigten Staaten nicht mit dem gleichen Nachdruck [3] wie in Europa umgesetzt. Die 

US-Regierung hatte zunächst beabsichtigt, die Regelungen ab 2008 schrittweise 

http://www.buzer.de/gesetz/962/a13864.htm
http://de.wikipedia.org/wiki/Eigenkapital
http://de.wikipedia.org/wiki/Basler_Ausschuss
http://de.wikipedia.org/wiki/Basler_Ausschuss
http://de.wikipedia.org/wiki/Bankenaufsicht
http://de.wikipedia.org/wiki/EU-Richtlinie
http://de.wikipedia.org/wiki/Europäische_Union
http://de.wikipedia.org/wiki/Kreditinstitut
http://de.wikipedia.org/wiki/Eidgenössische_Bankenkommission
http://www.london-consulting.org/bank.htm#cite_note-0
http://de.wikipedia.org/wiki/Kreditwesengesetz
http://de.wikipedia.org/wiki/Risikomanagement
http://de.wikipedia.org/wiki/MaRisk
http://de.wikipedia.org/wiki/Solvabilitätsverordnung
http://www.london-consulting.org/bank.htm#cite_note-1
http://www.london-consulting.org/bank.htm#cite_note-2
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einzuführen. Inzwischen wurde eine Verschiebung auf mindestens 1. Januar 2009 
angekündigt (siehe auch Umsetzung weiter unten). 

Basel II besteht aus drei sich gegenseitig ergänzenden Säulen: 

1. Mindesteigenkapitalanforderungen  

2. Bankaufsichtlicher Überprüfungsprozess  

3. Erweiterte Offenlegung  

Säule 1: Mindesteigenkapitalanforderungen  

Die bisherige Regulierung verleitete die Banken dazu, risikolosere Positionen z. B. durch 

„Asset-backed”-Transaktionen abzustoßen (Regulatory Capital Arbitrage), da sie mit 

genau soviel Eigenmitteln zu unterlegen waren wie riskantere und ertragreichere 

Positionen. Evtl. wurden sinnvolle, wenig riskante Geschäfte sogar ganz verhindert, da 

sie mit verhältnismäßig viel Eigenmitteln zu unterlegen und damit für die Bank mit wenig 

Nutzen verbunden waren. Ziel der ersten Säule ist nun die genauere und angemessenere 

Berücksichtigung der Risiken einer Bank bei der Bemessung ihrer 
Eigenkapitalausstattung. Dazu werden folgende drei Risiken herangezogen: 

Kreditausfallrisiken  

Die Eigenmittelunterlegung erfolgt gemäß den Mindesteigenkapitalanforderungen für 

Kreditrisiken. Das Kreditrisiko wird anhand eines internen oder externen Ratings 

bestimmt. Das externe Rating (Standardansatz) wird von einer Ratingagentur (v. a. 

Standard & Poor's, Moody's und Fitch Ratings) vorgenommen. Es besteht allerdings auch 

die Möglichkeit, Kreditforderungen uneingestuft zu belassen. Beim internen Rating 

bewertet die Bank das Risiko selbst (IRB-Ansätze: "internal rating based" - auf internen 

Einstufungen basierender Ansatz). Dazu bedarf es aber der Zustimmung durch die 

Bankenaufsicht. Die Bank muss nachweisen können, dass sie bestimmte Auflagen in 

Bezug auf Methodik und Offenlegung erfüllt. Für Privatkunden gibt es ein vereinfachtes 

Verfahren, das Scoring. Ferner finden sich hier Vorschriften zur Forderungsverbriefung 
(Asset Securitization). 

Die Maxime von Basel II bei den Kreditausfallrisiken ist, dass erwartete Verluste 

(„Expected Loss“) in Form von Risikoprämien eingepreist werden bzw. bei sich konkret 

abzeichnenden Verlusten als Risikovorsorge zu Lasten des vorhandenen Eigenkapitals 

gehen. Im Gegensatz dazu sind unerwartete Verluste („Unexpected Loss“) mit 

Eigenmitteln zu unterlegen. Je fortschrittlicher und damit risikosensitiver die von der 

Bank verwendete Bewertungsmethode (Standardansatz, IRB-Basisansatz, 

fortgeschrittener IRB-Ansatz) ist, desto größer sind die möglichen Einsparungen bei der 

Kapitalunterlegung: Beispielsweise können zusätzliche Sicherheitenarten risikomindernd 

anerkannt werden. Damit soll u. a. ein Anreiz für die Banken geschaffen werden, 
möglichst fortschrittliche Methoden zu verwenden. 

Marktpreisrisiken  

Das Marktrisiko wurde bereits 1996 den ursprünglichen Vereinbarungen hinzugefügt. An 

diesen Regelungen ändert sich wenig. 

Zu den Preisrisiken zählen unvorhergesehene und das erwartete Ergebnis der Bank 

negativ beeinflussende Änderungen des Wechselkurses, Änderungen von Zinssätzen 

sowie alle anderen Änderungen von Preisen des Geldmarktes. Da es für die Bank nur eine 

Möglichkeit von vielen ist, sich über Geldmarktgeschäfte liquide Mittel zu beschaffen 

(Theorie der Geldmarktfinanzierung), kann die Bank auf Eigen- und Handelsgeschäfte mit 

Finanzderivaten verzichten. Es ist aber nicht praktizierbar, dass die Bank auf 

Transformationsleistungen verzichtet. Somit ist die Bank ständig den Preisrisiken 
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ausgesetzt und muss diese quantifizieren und steuern, nachdem die Preisrisiken 
identifiziert wurden. 

1. Quantifizierung von Preisrisiken  
o Ermittlung von net exposures (nur Hilfskonstrukt)  

o Sensitivitätsanalysen (nur Hilfskonstrukt)  

o Value-at-risk-Ansätze (Gesamtkonzept zur statistischen Ermittlung des 

Geldbetrages, den eine Bank maximal mit einer bestimmten 

Wahrscheinlichkeit verlieren kann)  

2. Steuerung von Preisrisiken  
1. Vermeidung  
 Verzicht auf Transformationsleistungen (nicht praktizierbar)  

 Verzicht auf Eigen- / Handelsgeschäfte mit Derivaten (möglich)  

2. Reduzierung  
 Risikolimitsysteme: Fixierung einer Sollgröße durch Value-at-Risk-

Verfahren, um das Gesamtrisiko einer Bank zu begrenzen  

3. Kompensation  
 Zusätzliche Transaktion, deren Wert auf die gleiche, die 

abzusichernde Position negativ beeinflussende Marktpreisänderung 

in möglichst genau entgegengesetzter Weise reagiert, so dass der 

Wertverlust ausgeglichen wird, beispielsweise durch Zins-Swaps  
 Zinsbegrenzungsverträge (Ceiling, Floor, Collar)  

Operationelle Risiken  

Neu ist die Einbeziehung des operationellen Risikos. Es stellt das Risiko direkter oder 

indirekter Verluste infolge unzulänglicher oder ausfallender interner Verfahren, 

Mitarbeiter und Systeme oder infolge bankexterner Ereignisse dar. Es wird mittels 

Basisindikatoransatz , Standardansatz und fortgeschrittener Messansatz berücksichtigt. 

Säule 2: Bankaufsichtlicher Überprüfungsprozess  

Laufende regelmäßige Überprüfung durch die Bankenaufsicht  

Die Bankenaufsicht (in Deutschland: BAFin gemeinsam mit der Deutschen Bundesbank, 

in der Schweiz: EBK, in Österreich: FMA gemeinsam mit der Oesterreichischen 

Nationalbank) beurteilt und überwacht die Einhaltung der Anforderungen an Methodik 
und Offenlegung, die notwendig sind, damit die Bank interne Ratings verwenden darf.  

Überprüfung der Risikosteuerung und des Berichtswesens  

Der bankaufsichtliche Überprüfungsprozess (Supervisory Review Process, SRP) fordert 

die Etablierung adäquater Risikomanagementsysteme - wie bspw. das Management Risk 

Controlling (MRC) - bei Banken und Wertpapierfirmen sowie deren Überwachung durch 
eine Aufsichtsbehörde. 

Grundlage ist der Grundsatz der doppelten Proportionalität, der besagt, dass sowohl die 

Steuerungsinstrumentarien in einer Bank als auch die Intensität der Überwachung durch 

die Bankenaufsicht proportional zu den eingegangenen Risiken einer Bank sein sollen. 

Allerdings ist es schwierig, die tatsächlichen Risiken zu erfassen. So galten lange Zeit 

nicht in Anspruch genommene Kreditzusagen mit einer Laufzeit von unter einem Jahr 

nicht als Kredit und damit risikolos. Gleiches gilt noch immer für das Forward Selling von 

Aktiva. 

Zinsänderungsrisiken im Anlagebereich 
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Bedeutsam ist weiterhin, dass Säule 2 über die Risiken, die in Säule 1 erfasst werden, 

weitere Risikoarten (z. B. die Zinsänderungsrisiken im Anlagebuch) erfasst, so dass alle 
Risiken, die eine Bank eingeht, durch Säule 2 berücksichtigt werden. 

Angemessenheit der Eigenmittelausstattung  

Säule 3: Erweiterte Offenlegung / Marktdisziplin 

Ziel der dritten Säule ist die Stärkung der Marktdisziplin durch vermehrte Offenlegung 

von Informationen im Rahmen der externen Rechnungslegung der Banken (z.B. im 

Jahresabschluss, in Quartalsberichten oder in Lageberichten). Die Disziplinierung folgt 

z.B. aus zu befürchtenden Kursreaktionen der eigenen Aktie. So sind die möglichen 

Reaktionen aus der Offenlegung Anreiz für die Banken, auf eine vernünftige Eigen- und 

Risikokapitalstruktur zu achten. 

Es bestehen umfangreiche Offenlegungspflichten über: 

Eigenkapitalstruktur 

1. Qualitative Offenlegung  
o Zusammenfassende Angaben zu den Bedingungen und Konditionen der 

wichtigsten Merkmale sämtlicher Eigenkapitalinstrumente, insbesondere 

für innovative, komplexe oder hybride Eigenkapitalinstrumente.  

2. Quantitative Offenlegung  
1. Die Höhe des Kernkapitals, wobei getrennt offen zu legen sind:  

 Eingezahltes Stammkapital  

 Rücklagen  

 Minderheitsbeteiligungen am Eigenkapital von Tochtergesellschaften  

 innovative Kernkapitalinstrumente  

 andere Kernkapitalinstrumente  

 Überschusskapital von Versicherungen  

 Regulatorische Berechnungsunterschiede, die vom Kernkapital 

abgezogen werden und  

 Andere Beträge, die vom Kernkapital abgezogen werden, 

einschließlich Firmenwert und Beteiligungen  

2. Gesamtsumme des Ergänzungskapitals und der Drittrangmittel  

3. Weitere Kapitalabzugsmöglichkeiten  
4. Gesamtsumme der anrechnungsfähigen Eigenmittel  

Eingegangene Risiken und deren Beurteilung  

Um anderen Marktteilnehmern eine Beurteilung der Risikopositionen des Kreditinstituts 

zu ermöglichen, sind die Techniken, welche die Bank nutzt um Risiken zu messen, zu 

überwachen und zu steuern, offen zu legen. 

Dafür müssen Kreditinstitute in jedem einzelnen Risikobereich (z. B. Kredit-, Markt-, 

operationelles Risiko, Zinsänderungsrisiko des Anlagebuchs und Beteiligungspositionen) 
die internen Ziele und Grundsätze des Risikomanagements beschreiben. Dazu gehören: 

 Strategien und Prozesse  

 Struktur und Organisation der relevanten Risikomanagement-Funktion  

 Art und Umfang der Risikomeldungen und/oder -messsysteme  

 Grundsätze der Absicherung und/oder Minderung von Risiken sowie Strategien 

und Prozesse zur Überwachung der fortgesetzten Effektivität dieser 
Absicherungen/Risikominderungen  

http://de.wikipedia.org/wiki/Rücklage
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Angemessenheit der Eigenmittelausstattung  

Eine wirksame Offenlegung soll sicherstellen, dass die Marktteilnehmer einen besseren 

Einblick in das Risikoprofil und die Angemessenheit der Eigenkapitalausstattung einer 
Bank gewinnen. Im Detail ist Folgendes offenzulegen: 

1. Qualitative Offenlegung  
o Eine Gesamterörterung des bankeigenen Ansatzes zur Beurteilung der 

Angemessenheit der Eigenkapitalausstattung zur Unterlegung laufender 

und zukünftiger Geschäfte.  

2. Quantitative Offenlegung  
1. Eigenkapitalanforderungen für Kreditrisiken:  
2. Portfolien gemäß dem Standard- und vereinfachten Standardansatz, für 

jedes Portfolio einzeln  

3. Portfolien gemäß den IRB-Ansätzen, und zwar separat für jedes Portfolio 

nach dem Basis-IRB-Ansatz und für jedes Portfolio nach dem 

fortgeschrittenen IRB-Ansatz:  

 Unternehmen (einschließlich Spezialfinanzierungen, die nicht den 

einschlägigen aufsichtsrechtlichen Kriterien entsprechen), Banken 

und Staaten  

 Baufinanzierungen  

 Qualifizierte revolvierende Retailforderungen; und  

 andere Retailforderungen  

4. Verbriefungen  

3. Eigenkapitalanforderungen für Beteiligungspositionen im IRB-Ansatz:  

0. Beteiligungen gemäß den Marktansätzen:  

 Beteiligungen gemäß dem einfachen Risikogewichtsansatz; und  

 Beteiligungen im Anlagebuch gemäß dem Internen Modell-Ansatz 

(für Banken, die den IMA für Beteiligungen im Anlagebuch 

anwenden)  

1. Beteiligungen gemäß PD/LGD-Ansätzen  

4. Eigenkapitalanforderungen für Marktrisiken:  

0. Standardansatz  

1. Interne Modelle Ansatz – Handelsbuch  

5. Eigenkapitalanforderungen für operationelle Risiken:  

0. Basisindikatoransatz  

1. Standardansatz  

2. Ambitionierter Messansatz (AMA)  

6. Gesamt- und Kernkapitalquote:  

0. der konsolidierten Gesamtgruppe; und  

1. der bedeutenden Bankentochtergesellschaften (einzeln oder 

unterkonsolidiert in Abhängigkeit von der Anwendung der 
Rahmenvereinbarung).  

Umsetzung  

Die EU-rechtlichen Vorgaben zur Mindesteigenkapitalausstattung der Kreditinstitute für 

das Kredit- und Adressenausfallrisiko sowie das operationelle Risiko finden sich in der 

neu gefassten Richtlinie 2006/48/EG (Bankenrichtlinie) vom 14. Juni 2006, diejenigen zur 

Mindesteigenmittelausstattung von Kreditinstituten und bestimmten 

Finanzdienstleistungsinstituten für das Marktpreisrisiko sowie die Erweiterung der 

Regelungen bzgl. Adressenausfall- und operationellem Risiko für 

Finanzdienstleistungsinstitute in der neu gefassten Richtlinie 2006/49/EG 

(Kapitaladäquanzrichtlinie) vom 14. Juni 2006 - zusammen auch als Capital 

Requirements Directive (CRD) bezeichnet. Die Umsetzung in Deutschland wird durch das 

„Gesetz zur Umsetzung der neu gefassten Bankenrichtlinie und der neu gefassten 

Kapitaladäquanzrichtlinie“ vom 17. November 2006 geregelt, das umfassende 
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Anpassungen des Kreditwesengesetz festschreibt und hauptsächlich zum 1. Januar 2007 
in Kraft tritt. 

Die gesetzlichen Änderungen werden ergänzt durch zwei Verordnungen: 

 die neue Solvabilitätsverordnung (SolvV), sowie  
 die überarbeitete Groß- und Millionenkreditverordnung GroMiKV.  

Die SolvV löst den bisherigen Eigenmittelgrundsatz I ab. Dabei regelt die SolvV im 

Wesentlichen die näheren Bestimmungen über die angemessene Eigenmittelausstattung 

(Solvabilität) der Kreditinstitute sowie der Institutsgruppen und Finanzholding-Gruppen. 

Ferner regelt die Verordnung die Zusammensetzung, Führung und Verwaltung des 

Handelsbuchs der Kreditinstitute und enthält Regelungen zur Anwendung von 

Vorschriften über das Handelsbuch in Institutsgruppen und Finanzholding-Gruppen. 

Die GroMiKV enthält nähere Regelungen 

 zur Bestimmung der Kreditanrechnungsbeträge und der Kreditnehmer,  

 zur Kreditrisikominderung,  

 zur Abgrenzung zwischen Handelsbuch- und Nichthandelsbuchinstituten,  

 zu organisatorischen Pflichten und Maßnahmen,  

 zu Beschlussfassungspflichten und zur Unterlegung der Überschreitungen von 

Großkreditobergrenzen,  

 zur Handelsbuch-Gesamtposition eines Handelsbuchinstituts und zur Bewertung 

von Positionen des Handelsbuchs,  

 zur Benachrichtigung im Rahmen des Millionenkreditverfahrens, und  
 zur Anzeige der von den Instituten gewährten Großkredite und Millionenkredite.  

Die neue GroMiKV soll die bisherige Groß- und Millionenkreditverordnung ablösen. 

Basel III 
 

Der Begriff Basel III bezeichnet ein Reformpaket des Basler Ausschusses der Bank für 

Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) für die bereits bestehende Bankenregulierung 

Basel II. Es stellt die Reaktion auf die von der weltweiten Finanz- bzw. Wirtschaftskrise 
ab 2007 offengelegten Schwächen der bisherigen Bankenregulierung dar. 

Im Dezember 2010 wurde die vorläufige Endfassung von Basel III veröffentlicht, 

wenngleich noch einzelne Aspekte in Diskussion sind. Die Umsetzung in der Europäischen 

Union wird über Änderungen der Capital Requirements Directive (CRD) erfolgen und soll 
ab 2013 schrittweise in Kraft treten. 

 

Kapital  

Erhöhung der Qualität, Konsistenz und Transparenz der Eigenkapitalbasis  

Die Finanzkrise hatte gezeigt, dass das globale Bankensystem ungenügend qualitativ 

hochwertiges Eigenkapital besaß. Unter Basel III wird somit verstärkt auf die reinste 

Form von Eigenkapital, das sogenannte Kernkapital („Common Equity“), fokussiert. Es 

setzt sich bei Aktiengesellschaften in erster Linie aus dem eingezahlten 

Gesellschaftskapital und den Gewinnrücklagen zusammen. 

Folgende Maßnahmen werden zur Stärkung des Eigenkapitals ergriffen: 
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 Innovatives Hybridkapital mit Rückzahlungsanreizen, welches unter Basel II bis zu 

15 % ausmachen kann, wird nicht mehr als Tier 1 Kapital akzeptiert werden.  

 Tier 2 Kapital wird harmonisiert werden, das heißt nationale Definition sollen 

einem internationalen Standard weichen.  
 Tier 3 Kapital wird komplett abgeschafft werden.  

(Tier: Klassifizierung der Eigenmittel eines Kreditinstituts: Kernkapital, 

Eigenmittel, bzw. Drittrangmittel).  

Insgesamt sollen zukünftig vor allem solche Eigenkapitalinstrumente vorgehalten 

werden, die am laufenden Verlust partizipieren. Eigenkapitalinstrumente, die lediglich im 

Liquidationsfall verfügbar sind (zum Beispiel Nachrangdarlehen), werden an Bedeutung 

verlieren. Dadurch soll das Fortführungsprinzip („Going-Concern-Prinzip“) in den 
Vordergrund rücken. 

Verbesserung der Risikodeckung  

 Erhöhung der Kapitalanforderungen für Kredit- und Marktrisiken, sowie komplexe 

Verbriefungen (Säule I)  

 Erhöhte Standards für den bankenaufsichtlichen Überprüfungsprozess (Säule II)  

 Erhöhte Standards für die Offenlegung (Säule III)  

 Überarbeitung der Bestimmungen für das Handelsbuch (noch nicht 

abgeschlossen)  

 Erhöhung der Kapitalanforderungen für Gegenparteienexposures aus Derivate-, 

Repo- und Wertpapiergeschäften; Reduktion der Prozyklität und Anreize zur 

Abwicklung von OTC-Kontrakten über zentrale Gegenparteien  

 Reduktion der Abstützung auf externe Ratings  

Einführung einer Verschuldungsgrenze (Leverage-Ratio)  

Die Verschuldungsgrenze stellt ein Alternativmaß für risikogewichtete Messgrössen dar. 

Sie stellt die weitgehend ungewichtete Bilanzsumme ins Verhältnis zum regulatorischen 

Eigenkapital. Sie soll den Bankensektor vor einer übermäßigen Verschuldung bewahren 

und somit das Risiko eines destabilisierenden Schuldenabbaus senken. Damit ergänzt die 

Leverage Ratio die Eigenkapitalstandards nach Säule 1. 

Die Ausgestaltung der Leverage Ratio ist noch nicht final verabschiedet. Sie soll erst ab 

2018 als verbindliche Mindestgröße gelten. Übergangsweise ist eine Begrenzung der 

Bilanzsumme auf das 33,3-fache des gesamten Kernkapitals (Total Tier 1-Quote: 3 % der 

Bilanzsumme) vorgesehen. Ab 2015 ist der Verschuldungsgrad der Institute im Rahmen 

der Offenlegung nach Säule 3 zu publizieren. 

Reduktion von Prozyklität und Stärkung von antizyklischen Puffern  

Prozyklische Elemente verstärkten die Finanzkrise. Dafür verantwortlich waren 

insbesondere die Buchhaltungsstandards. Aufgrund der Marktwertansätze nach IFRS und 

anderen Standards mussten die Institute den Bilanzwert von Wertpapieren und anderen 

Forderungen zeitnah an die sinkenden Börsenkurse anpassen. Erschwerend kam hinzu, 

dass nach IAS 39 vor Eintritt des Ausfalls keine Wertberichtigungen 

(„Drohverlustrückstellungen“) gebildet werden durften, welche zumindest in Teilen den 

resultierenden Verlust in frühere Perioden verlagert hätten und so die Auswirkungen 
abgeschwächt hätte. 

Aus diesem Grund unterstützt das Basler Komitee die Bestrebungen des International 

Accounting Standards Boards, die Regeln zur Risikovorsorge zu überarbeiten. Details soll 
der neue Rechnungslegungsstandard IFRS 9 regeln. 

http://de.wikipedia.org/wiki/Hybrid#Wirtschaft
http://de.wikipedia.org/wiki/Tier_(Klassifizierung)
http://de.wikipedia.org/wiki/Eigenmittel_(Kreditinstitut)#Haftungsqualit.C3.A4t
http://de.wikipedia.org/wiki/Kreditrisiko
http://de.wikipedia.org/wiki/Marktrisiko
http://de.wikipedia.org/wiki/Verbriefung
http://de.wikipedia.org/wiki/Bankenaufsicht
http://de.wikipedia.org/wiki/Offenlegung
http://de.wikipedia.org/wiki/Handelsbuch
http://de.wikipedia.org/wiki/Derivat_(Wirtschaft)
http://de.wikipedia.org/wiki/R%C3%BCckkaufvereinbarung
http://de.wikipedia.org/wiki/Wertpapier
http://de.wikipedia.org/wiki/Au%C3%9Ferb%C3%B6rslicher_Handel
http://de.wikipedia.org/wiki/Central_Counterparty
http://de.wikipedia.org/wiki/Rating


 34 

Ferner geht Basel III das Problem der Prozyklizität durch die Einführung eines 

Kapitalerhaltungspuffers sowie eines antizyklischen Eigenkapitalpuffers an. Diese 

Maßnahmen wirken komplementär zur Risikovorsorge: Während höhere Rückstellungen 

erwartete Verluste auffangen, absorbiert der Eigenkapitalpuffer unerwartete Verluste. 

Bei den Kapitalpuffern handelt es sich um „weiche“ Kapitalanforderungen. Kann eine 

Bank die Pufferanforderungen nicht erfüllen, verliert sie nicht die Banklizenz. Allerdings 

ist sie hinsichtlich der Gewinnverwendung eingeschränkt. Solange die Puffer nicht 

eingehalten werden, sind Banken zukünftig verpflichtet, Teile des Gewinns oder sogar 

den vollen Gewinn einzubehalten, um die Kapitalbasis zu stärken. In diesem Fall können 

also nur geringere Dividenden gezahlt werden. Auch Tantiemen und 
Aktienrückkaufprogramm sind von diesen Einschränkungen betroffen. 

Der Kapitalerhaltungspuffer soll 2,5 % betragen. Der antizyklische Puffer wird von der 

nationalen Aufsicht für die Banken ihres Landes festgelegt und soll zwischen 0 und 2,5 % 

liegen. Änderungen der Höhe werden 12 Monate im Voraus bekannt gegeben. Dadurch 

soll die Aufsicht ein weiteres Instrument erhalten, um konjunkturelle Überhitzungen und 
übermäßige Kreditvergabe zu verhindern. 

Die Kapitalanforderungen der Kapitalpuffer sind mit hartem Kernkapital zu erfüllen 

(Common Equity Tier 1). 

Systemische Risiken und gegenseitige Geschäftsbeziehungen  

Während prozyklische Effekte die Finanzkrise verstärkten, trugen die stark ausgeprägten 

gegenseitigen Geschäftsbeziehungen (Zitat: „übermäßige Vernetzung“) unter den 

systemrelevanten Banken zur Ausbreitung der Krise bei. Deshalb entwickelt der Basler 

Ausschuss zusammen mit dem Financial Stability Board (FSB) spezielle Anforderungen 

für systemrelevante Banken. Die Arbeiten richten sich nach dem Zeitplan des FSB. 

Zu den schon beschlossenen Maßnahmen, welche systemische Risiken senken und die 

übermäßige Vernetzung reduzieren sollen, gehören folgende: 

 Kapitalanreize für Banken, OTC-Derivatgeschäfte über zentrale Gegenparteien 

abzuwickeln  

 Höhere Kapitalanforderungen für Handels- und Derivatgeschäfte sowie für 

Verbriefungen und außerbilanzielle Geschäfte  
 Höhere Kapitalanforderungen für Interbankgeschäfte  

Liquidität  

Die Finanzkrise hatte gezeigt, dass eine adäquate Liquiditätssituation entscheidend für 

das Funktionieren der Märkte und des Bankensektors ist. Die verschlechterte 

Marktsituation ließ Liquidität plötzlich verschwinden, was den Bankensektor in 

Refinanzierungsnöte brachte. Zentralbanken rund um den Globus sahen sich daraufhin 
gezwungen, mit liquiditätszuführenden Maßnahmen einzugreifen. 

Als Antwort auf diese Schwächen im Finanzsystem erstellte der Basler Ausschuss 

grundlegende Prinzipien für das Liquiditätsmanagement und dessen Überwachung.[1] 

Außerdem schlägt der Ausschuss zwei neue quantitative Mindeststandards mit 

unterschiedlichen Risikohorizonten vor. 

Liquidity Coverage Ratio  

Die Liquidity Coverage Ratio (LCR) soll gewährleisten, dass globale Banken im Falle eines 

vordefinierten Stressszenarios genügend Liquidität halten, um Barabflüsse einen Monat 

http://de.wikipedia.org/wiki/Basel_III#cite_note-0
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lang kompensieren zu können. Dazu müssen die Banken liquide und frei verfügbare 

Anlagen hoher Qualität halten, welche auch in Krisenzeiten verkäuflich sind. Idealerweise 
sollten sie von einer Zentralbank als Sicherheiten akzeptiert werden. 

Net Stable Funding Ratio  

Die Net Stable Funding Ratio (NSFR) verlangt von den Banken, dass sie in Abhängigkeit 

des Fälligkeitsprofils ihrer Forderungen über langfristige Finanzierungsquellen verfügen. 

Die NSFR soll verhindern, dass sich die Banken zu stark auf kurzfristige 
Finanzierungsquellen verlassen. 

Übergangsphase  

Die Übergangsphase sieht eine schrittweise Umsetzung der Reformen vor. Sie soll es den 

Banken ermöglichen, die Reformen gemäß Basel III durch einbehaltene Gewinne und 

Kapitalerhöhungen umzusetzen, ohne deren Kreditvergabe an die übrige Wirtschaft zu 

gefährden. Die folgende Tabelle enthält Details dazu (siehe Annex 4 von Basel III: A 
global regulatory framework for more resilient banks and banking systems). 

  2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 

1. 

Januar 

2019 

Verschuldungsgrenze 

(Leverage Ratio) Überwachungsphase Parallelbetrieb   

Übernahme 
nach Säule 

1   

Mindestkernkapitalrate 

(Common Equity Capital Ratio)     3,5 % 4,0 % 4,5 % 4,5 % 4,5 % 4,5 % 4,5 % 

Kapitalerhaltungspuffer     

   

0,625 % 1,25 % 1,875 % 2,5 % 

Minimum Kernkapital plus 
Kapitalerhaltungspuffer     3,5 % 4,0 % 4,5 % 5,125 % 5,75 % 6,375 % 7,0 % 

Stufenweiser Aufbau der 

Abzüge vom Kernkapital Tier 1       20 % 40 % 60 % 80 % 100 % 100 % 

Minimum gesamtes Tier 1-

Kapital     4,5 % 5,5 % 6,0 % 6,0 % 6,0 % 6,0 % 6,0 % 

Minimum Gesamtkapital (Tier 

1+2)     8,0 % 8,0 % 8,0 % 8,0 % 8,0 % 8,0 % 8,0 % 

Minimum Gesamtkapital plus 

Kapitalerhaltungspuffer     8,0 % 8,0 % 8,0 % 8,625 % 9,25 % 9,875 % 10,5 % 

Kapitalinstrumente, die nicht 

mehr als Tier 1 oder Tier 2-

  stufenweiser Abbau über einen 10-Jahres Horizont 
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Kapital anerkannt werden 

Antizyklischer Kapitalpuffer 

(individuelle Festlegung durch 

nationale Aufsichtsbehörden)     

   

0% – 

0,625 % 

0% – 

1,25 % 

0% – 

1,875 % 

0 % – 

2,5 % 

                    

Liquidity Coverage Ratio (LCR) Beobachtungsphase Mindeststandard 

Net Stable Funding Ratio Beobachtungsphase Mindeststandard 

 

 

 

Ziel der Reform  

Im Kern der Reform steht das Ziel einer Balance zwischen einem stabileren Finanzsystem 

und der Vermeidung einer Kreditverknappung, außerdem die Begrenzung und 

Reduzierung der Haftung der öffentlichen Hand und der Steuerzahler. 

Ökonomen der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich gehen nach einer Studie von 
nur geringen dämpfenden Effekten auf die Volkswirtschaften aus. 
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Auftritt einer "ausländischen Bank" in Deutschland gemäß KWG 
(Kreditwesengesetz) 
 

Es ist zu unterscheiden: 

 

-Institute im Drittland oder EWR 

-Auftritt in Deutschland als Niederlassung oder Repräsentanz: Eine Repräsentanz betreibt 

nur beratende Tätigkeiten und/oder Werbung und Marketing. Sie ist keine eigene 

Rechtspersönlichkeit und hat keine Geschäftsführungsbefugnisse.  

 

Auszug: 

§ 53  

Zweigstellen von Unternehmen mit Sitz im Ausland 

(1) 1 Unterhält ein Unternehmen mit Sitz im Ausland eine Zweigstelle im Inland, die 

Bankgeschäfte betreibt oder Finanzdienstleistungen erbringt, gilt die Zweigstelle als 

Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut. 2 Unterhält das Unternehmen mehrere 
Zweigstellen im Inland, gelten sie als ein Institut. 

(2) Auf die in Absatz 1 bezeichneten Institute ist dieses Gesetz mit folgender Maßgabe 
anzuwenden: 

1. Das Unternehmen hat mindestens zwei natürliche Personen mit Wohnsitz im 

Inland zu bestellen, die für den Geschäftsbereich des Instituts zur 

Geschäftsführung und zur Vertretung des Unternehmens befugt sind, sofern das 

Institut Bankgeschäfte betreibt oder Finanzdienstleistungen erbringt und befugt 

ist, sich bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an 

Geldern oder Wertpapieren von Kunden zu verschaffen. Solche Personen gelten 

als Geschäftsleiter. Sie sind zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. 

   

2. Das Institut ist verpflichtet, über die von ihm betriebenen Geschäfte und über das 

seinem Geschäftsbetrieb dienende Vermögen des Unternehmens gesondert Buch 

zu führen und gegenüber der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank 

Rechnung zu legen. Die Vorschriften des Handelsgesetzbuchs über Handelsbücher 

gelten insoweit entsprechend. Auf der Passivseite der jährlichen 

Vermögensübersicht ist der Betrag des dem Institut von dem Unternehmen zur 

Verfügung gestellten Betriebskapitals und der Betrag der dem Institut zur 

Verstärkung der eigenen Mittel belassenen Betriebsüberschüsse gesondert 

auszuweisen. Der Überschuß der Passivposten über die Aktivposten oder der 

Überschuß der Aktivposten über die Passivposten ist am Schluß der 

Vermögensübersicht ungeteilt und gesondert auszuweisen. 

   

3. Die nach Nummer 2 für den Schluß eines jeden Geschäftsjahres aufzustellende 

Vermögensübersicht mit einer Aufwands- und Ertragsrechnung und einem Anhang 

gilt als Jahresabschluß (§ 26). Für die Prüfung des Jahresabschlusses gilt § 340k 

des Handelsgesetzbuchs entsprechend mit der Maßgabe, daß der Prüfer von den 

Geschäftsleitern gewählt und bestellt wird. Mit dem Jahresabschluß des Instituts 

ist der Jahresabschluß des Unternehmens für das gleiche Geschäftsjahr 

einzureichen. 
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4. Als Eigenmittel des Instituts gilt die Summe der Beträge, die in dem 

Monatsausweis nach § 25 als dem Institut von dem Unternehmen zur Verfügung 

gestelltes Betriebskapital und ihm zur Verstärkung der eigenen Mittel belassene 

Betriebsüberschüsse ausgewiesen wird, abzüglich des Betrags eines etwaigen 

aktiven Verrechnungssaldos. Außerdem ist dem Institut Kapital, das gegen 

Gewährung von Genußrechten oder auf Grund der Eingehung längerfristiger 

nachrangiger Verbindlichkeiten oder kurzfristiger nachrangiger Verbindlichkeiten 

eingezahlt ist, und Nettogewinne (§ 10 Abs. 2c Satz 1 Nr. 1) als haftendes 

Eigenkapital oder Drittrangmittel zuzurechnen, wenn die gemäß § 10 Abs. 5, 5a 

oder 7 geltenden Bedingungen sich jeweils auf das gesamte Unternehmen 

beziehen; § 10 Abs. 1, 2b Satz 2 und 3, Abs. 2c Satz 2 bis 5, Abs. 3b, 6 und 9 gilt 

entsprechend mit der Maßgabe, daß die Eigenmittel nach Satz 1 als Kernkapital 

gelten. Maßgebend für die Bemessung der Eigenmittel ist der jeweils letzte 

Monatsausweis. 

 

5. Die Erlaubnis kann auch dann versagt werden, wenn die Gegenseitigkeit nicht auf 

Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen gewährleistet ist. Die Erlaubnis ist zu 

widerrufen, wenn und soweit dem Unternehmen die Erlaubnis zum Betreiben von 

Bankgeschäften oder Erbringen von Finanzdienstleistungen von der für die 

Aufsicht über das Unternehmen im Ausland zuständigen Stelle entzogen worden 

ist. 

 

6. Für die Anwendung des § 36 Abs. 1 gilt das Institut als juristische Person. 

 

7. Die Eröffnung neuer Zweigstellen sowie die Schließung von Zweigstellen im Inland 

hat das Institut der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank unverzüglich 
anzuzeigen.  

(2a) Für die Bestimmungen dieses Gesetzes, die daran anknüpfen, daß ein Institut das 
Tochterunternehmen eines Unternehmens mit Sitz im Ausland ist, gilt die Zweigstelle als 
hundertprozentiges Tochterunternehmen der Institutszentrale mit Sitz im Ausland. 

(3) Für Klagen, die auf den Geschäftsbetrieb einer Zweigstelle im Sinne des Absatzes 1 

Bezug haben, darf der Gerichtsstand der Niederlassung nach § 21 der Zivilprozeßordnung 

nicht durch Vertrag ausgeschlossen werden. 

(4) Die Absätze 2 bis 3 sind nicht anzuwenden, soweit zwischenstaatliche 

Vereinbarungen entgegenstehen, denen die gesetzgebenden Körperschaften in der Form 
eines Bundesgesetzes zugestimmt haben. 

(5) 1 Ist ein Beschluss über die Auflösung der Zweigstelle gefasst worden, so ist dieser 

zur Eintragung in das Handelsregister des Gerichts der Zweigstelle anzumelden und der 

Vermerk "in Abwicklung" im Rechtsverkehr zu führen. 2 Die erteilte Erlaubnis ist an die 
Bundesanstalt zurückzugeben. 

(6) 1 Die ebenfalls eintragungspflichtige Aufhebung der Zweigstelle darf nur mit 

Zustimmung der Bundesanstalt erfolgen. 2 Die Zustimmung ist in der Regel zu 

verweigern, wenn nicht nachgewiesen ist, dass sämtliche Geschäfte der Zweigstelle 

abgewickelt worden sind. 

§ 53a  

Repräsentanzen von Instituten mit Sitz im Ausland 

1 Ein Institut mit Sitz im Ausland darf eine Repräsentanz im Inland errichten oder 

fortführen, wenn es befugt ist, in seinem Herkunftsstaat Bankgeschäfte zu betreiben oder 

Finanzdienstleistungen zu erbringen und dort seine Hauptverwaltung hat. 2 Das Institut 

hat die Absicht, eine Repräsentanz zu errichten, und den Vollzug einer solchen Absicht 

der Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank unverzüglich anzuzeigen. 3 Die 
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Bundesanstalt bestätigt dem Institut den Eingang der Anzeige. 4 Die Repräsentanz, 

einschließlich ihrer Leiter, darf ihre Tätigkeit erst aufnehmen, wenn dem Institut die 

Bestätigung der Bundesanstalt vorliegt. 5 Das Institut hat der Bundesanstalt und der 

Deutschen Bundesbank die Verlegung oder Schließung der Repräsentanz unverzüglich 
anzuzeigen. 

§ 53b  

Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen 

Wirtschaftsraums 

(1) 1 Ein Einlagenkreditinstitut oder ein Wertpapierhandelsunternehmen mit Sitz in einem 

anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums darf ohne Erlaubnis durch die 

Bundesanstalt über eine Zweigniederlassung oder im Wege des grenzüberschreitenden 

Dienstleistungsverkehrs im Inland Bankgeschäfte mit Ausnahme des 

Investmentgeschäftes betreiben oder Finanzdienstleistungen erbringen, wenn das 

Unternehmen von den zuständigen Stellen des Herkunftsstaats zugelassen worden ist, 

die Geschäfte durch die Zulassung abgedeckt sind und das Unternehmen von den 

zuständigen Stellen nach den Vorgaben der Richtlinien der Europäischen Gemeinschaften 

beaufsichtigt wird. 2 Satz 1 gilt entsprechend für E-Geld-Institute. 3 § 53 ist in diesem 

Fall nicht anzuwenden. 4 § 14 der Gewerbeordnung bleibt unberührt. 

(2) 1 Die Bundesanstalt hat ein Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und 2, das 

beabsichtigt, eine Zweigniederlassung im Inland zu errichten, innerhalb von zwei 

Monaten nach Eingang der von den zuständigen Stellen des Herkunftsstaats über die 

beabsichtigte Errichtung der Zweigniederlassung übermittelten Unterlagen auf die für 

seine Tätigkeit vorgeschriebenen Meldungen an die Bundesanstalt und die Deutsche 

Bundesbank hinzuweisen und die Bedingungen anzugeben, die nach Absatz 3 Satz 1 für 

die Ausübung der von der Zweigniederlassung geplanten Tätigkeiten aus Gründen des 

Allgemeininteresses gelten. 2 Nach Eingang der Mitteilung der Bundesanstalt, spätestens 

nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist, kann die Zweigniederlassung errichtet werden 

und ihre Tätigkeit aufnehmen. 

(2a) Die Bundesanstalt hat einem Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und 2, 

das beabsichtigt, im Inland im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs 

tätig zu werden, innerhalb von zwei Monaten nach Eingang der von den zuständigen 

Stellen des Herkunftsstaats über die beabsichtigte Aufnahme des grenzüberschreitenden 

Dienstleistungsverkehrs übermittelten Unterlagen die Bedingungen anzugeben, die nach 

Absatz 3 Satz 3 für die Ausübung der geplanten Tätigkeiten aus Gründen des 
Allgemeininteresses gelten. 

(3) 1 Auf Zweigniederlassungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und 2 sind die §§ 3 und 

6 Abs. 2, der, sofern es sich um ein Einlagenkreditinstitut handelt, § 11, die §§ 14, 22 

und 23, der, sofern es sich um ein Einlagenkreditinstitut oder 

Finanzdienstleistungsinstitut handelt, § 23a, der § 24 Abs. 1 Nr. 6, 8 und 9, die §§ 24b, 

24c, 25 und 25a Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 und 6, die §§ 37, 39 bis 42 und 43 Abs. 2 und 3, § 

44 Abs. 1 und 6, § 44a Abs. 1 und 2 sowie die §§ 44c, 46 bis 49 und § 17 des 

Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass 

eine oder mehrere Zweigniederlassungen desselben Unternehmens als ein Kreditinstitut, 

E-Geld-Institut oder Finanzdienstleistungsinstitut gelten. 2 Änderungen des 

Geschäftsplans, insbesondere der Art der geplanten Geschäfte und des organisatorischen 

Aufbaus der Zweigniederlassung, der Anschrift und der Leiter sowie der 

Sicherungseinrichtung im Herkunftsstaat, dem das Institut angehört, sind der 

Bundesanstalt und der Deutschen Bundesbank mindestens einen Monat vor dem 

Wirksamwerden der Änderungen schriftlich anzuzeigen. 3 Für die Tätigkeiten im Wege 

des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs nach Absatz 1 Satz 1 und 2 gelten 

der § 3, der, sofern es sich um ein Einlagenkreditinstitut oder 



 40 

Finanzdienstleistungsinstitut handelt, § 23a, die §§ 37, 44 Abs. 1 sowie die §§ 44c und 
49 und der § 17 des Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes entsprechend. 

(4) 1 Stellt die Bundesanstalt fest, dass ein Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 

und 2 seinen Verpflichtungen nach Absatz 3 nicht nachkommt, insbesondere dass es eine 

unzureichende Liquidität aufweist, fordert sie es auf, den Mangel innerhalb einer 

bestimmten Frist zu beheben. 2 Kommt es der Aufforderung nicht nach, unterrichtet sie 

die zuständigen Stellen des Herkunftsstaats. 3 Ergreift der Herkunftsstaat keine 

Maßnahmen oder erweisen sich die Maßnahmen als unzureichend, kann sie nach 

Unterrichtung der zuständigen Stellen des Herkunftsstaats die erforderlichen Maßnahmen 

ergreifen; erforderlichenfalls kann sie die Durchführung neuer Geschäfte im Inland 
untersagen. 

(5) 1 In dringenden Fällen kann die Bundesanstalt vor Einleitung des in Absatz 4 

vorgesehenen Verfahrens die erforderlichen Maßnahmen ergreifen. 2 Sie hat die 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften und die zuständigen Stellen des 

Herkunftsstaats hiervon unverzüglich zu unterrichten. 3 Die Bundesanstalt hat die 

Maßnahmen zu ändern oder aufzuheben, wenn die Kommission dies nach Anhörung der 

zuständigen Stellen des Herkunftsstaats und der Bundesanstalt beschließt. 

(6) Die zuständigen Stellen des Herkunftsstaats können nach vorheriger Unterrichtung 

der Bundesanstalt selbst oder durch ihre Beauftragten die für die bankaufsichtliche 

Überwachung der Zweigniederlassung erforderlichen Informationen bei der 
Zweigniederlassung prüfen. 

(7) 1 Ein Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen 

Wirtschaftsraums, das Bankgeschäfte im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 3, 5, 7 bis 

9 betreibt, Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 7 erbringt oder 

sich als Finanzunternehmen im Sinne des § 1 Abs. 3 betätigt, kann diese Tätigkeiten 

über eine Zweigniederlassung oder im Wege des grenzüberschreitenden 

Dienstleistungsverkehrs im Inland abweichend von § 32 ohne Erlaubnis der 
Bundesanstalt ausüben, wenn 

1. das Unternehmen ein Tochterunternehmen eines Einlagenkreditinstituts oder ein 

gemeinsames Tochterunternehmen mehrerer Einlagenkreditinstitute ist, 

 

2. seine Satzung diese Tätigkeiten gestattet, 

 

3. das oder die Mutterunternehmen in dem Staat, in dem das Unternehmen seinen 

Sitz hat, als Einlagenkreditinstitut zugelassen sind, 

 

4. die Tätigkeiten, die das Unternehmen ausübt, auch im Herkunftsstaat betrieben 

werden, 

 

5. das oder die Mutterunternehmen mindestens 90 vom Hundert der Stimmrechte 

des Tochterunternehmens halten, 

 

6. das oder die Mutterunternehmen gegenüber den zuständigen Stellen des 

Herkunftsstaats des Unternehmens die umsichtige Geschäftsführung des 

Unternehmens glaubhaft gemacht und sich mit Zustimmung dieser zuständigen 

Stellen des Herkunftsstaats gegebenenfalls gesamtschuldnerisch für die vom 

Tochterunternehmen eingegangenen Verpflichtungen verbürgt haben und 

 

7. das Unternehmen in die Beaufsichtigung des Mutterunternehmens auf 

konsolidierter Basis einbezogen ist.  

2 Satz 1 gilt entsprechend für Tochterunternehmen von in Satz 1 genannten Unternehmen, welche 
die vorgenannten Bedingungen erfüllen. 3 Die Absätze 2 bis 6 gelten entsprechend. 
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Begriffsbestimmungen gemäß Deutschem KWG 
 

§ 1 Begriffsbestimmungen 

(1) 1Kreditinstitute sind Unternehmen, die Bankgeschäfte gewerbsmäßig oder in einem 

Umfang betreiben, der einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb 

erfordert. 2Bankgeschäfte sind  

1.  

die Annahme fremder Gelder als Einlagen oder anderer unbedingt rückzahlbarer 

Gelder des Publikums, sofern der Rückzahlungsanspruch nicht in Inhaber- oder 

Orderschuldverschreibungen verbrieft wird, ohne Rücksicht darauf, ob Zinsen 

vergütet werden (Einlagengeschäft), 

1a.  

die in § 1 Abs. 1 Satz 2 des Pfandbriefgesetzes bezeichneten Geschäfte 

(Pfandbriefgeschäft), 

2.  

die Gewährung von Gelddarlehen und Akzeptkrediten (Kreditgeschäft); 

3.  

der Ankauf von Wechseln und Schecks (Diskontgeschäft), 

4.  

die Anschaffung und die Veräußerung von Finanzinstrumenten im eigenen Namen 

für fremde Rechnung (Finanzkommissionsgeschäft), 

5.  

die Verwahrung und die Verwaltung von Wertpapieren für andere 

(Depotgeschäft), 

6.  

(weggefallen) 

7.  

die Eingehung der Verpflichtung, zuvor veräußerte Darlehensforderungen vor 

Fälligkeit zurückzuerwerben, 

8.  

die Übernahme von Bürgschaften, Garantien und sonstigen Gewährleistungen für 

andere (Garantiegeschäft), 

9.  

die Durchführung des bargeldlosen Zahlungsverkehrs und des 

Abrechnungsverkehrs (Girogeschäft), 

10.  

die Übernahme von Finanzinstrumenten für eigenes Risiko zur Plazierung oder die 

Übernahme gleichwertiger Garantien (Emissionsgeschäft), 

11.  

die Ausgabe und die Verwaltung von elektronischem Geld (E-Geld-Geschäft), 

12.  

die Tätigkeit als zentraler Kontrahent im Sinne von Absatz 31. 

(1a) 1Finanzdienstleistungsinstitute sind Unternehmen, die Finanzdienstleistungen für 

andere gewerbsmäßig oder in einem Umfang erbringen, der einen in kaufmännischer 
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Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert, und die keine Kreditinstitute sind. 
2Finanzdienstleistungen sind  

1.  

die Vermittlung von Geschäften über die Anschaffung und die Veräußerung von 

Finanzinstrumenten (Anlagevermittlung), 

1a.  

die Abgabe von persönlichen Empfehlungen an Kunden oder deren Vertreter, die 

sich auf Geschäfte mit bestimmten Finanzinstrumenten beziehen, sofern die 

Empfehlung auf eine Prüfung der persönlichen Umstände des Anlegers gestützt 

oder als für ihn geeignet dargestellt wird und nicht ausschließlich über 

Informationsverbreitungskanäle oder für die Öffentlichkeit bekannt gegeben wird 

(Anlageberatung), 

1b.  

der Betrieb eines multilateralen Systems, das die Interessen einer Vielzahl von 

Personen am Kauf und Verkauf von Finanzinstrumenten innerhalb des Systems 

und nach festgelegten Bestimmungen in einer Weise zusammenbringt, die zu 

einem Vertrag über den Kauf dieser Finanzinstrumente führt (Betrieb eines 

multilateralen Handelssystems), 

1c.  

das Platzieren von Finanzinstrumenten ohne feste Übernahmeverpflichtung 

(Platzierungsgeschäft), 

2.  

die Anschaffung und die Veräußerung von Finanzinstrumenten im fremden Namen 

für fremde Rechnung (Abschlußvermittlung), 

3.  

die Verwaltung einzelner in Finanzinstrumenten angelegter Vermögen für andere 

mit Entscheidungsspielraum (Finanzportfolioverwaltung), 

4.  

die Anschaffung und die Veräußerung von Finanzinstrumenten für eigene 

Rechnung als Dienstleistung für andere (Eigenhandel), 

5.  

die Vermittlung von Einlagengeschäften mit Unternehmen mit Sitz außerhalb des 

Europäischen Wirtschaftsraums (Drittstaateneinlagenvermittlung), 

6.  

die Besorgung von Zahlungsaufträgen (Finanztransfergeschäft), 

7.  

der Handel mit Sorten (Sortengeschäft) und 

8.  

Kreditkarten und Reiseschecks auszugeben oder zu verwalten 

(Kreditkartengeschäft), es sei denn, der Kartenemittent ist auch der Erbringer der 

dem Zahlungsvorgang zugrunde liegenden Leistung. 

3Als Finanzdienstleistung gilt auch eine Anschaffung oder Veräußerung von 

Finanzinstrumenten für eigene Rechnung, die keine Dienstleistung für andere im Sinne 

des Satzes 1 Nr. 4 darstellt (Eigengeschäft). 

(1b) Institute im Sinne dieses Gesetzes sind Kreditinstitute und 

Finanzdienstleistungsinstitute. 

 

(2) 1Geschäftsleiter im Sinne dieses Gesetzes sind diejenigen natürlichen Personen, die 

nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Führung der Geschäfte und zur 

Vertretung eines Instituts in der Rechtsform einer juristischen Person oder einer 

Personenhandelsgesellschaft berufen sind. 2In Ausnahmefällen kann die Bundesanstalt 

für Finanzdienstleistungsaufsicht (Bundesanstalt) auch eine andere mit der Führung der 

Geschäfte betraute und zur Vertretung ermächtigte Person widerruflich als 
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Geschäftsleiter bezeichnen, wenn sie zuverlässig ist und die erforderliche fachliche 

Eignung hat; § 33 Abs. 2 ist anzuwenden. 3Wird das Institut von einem Einzelkaufmann 

betrieben, so kann in Ausnahmefällen unter den Voraussetzungen des Satzes 2 eine von 

dem Inhaber mit der Führung der Geschäfte betraute und zur Vertretung ermächtigte 

Person widerruflich als Geschäftsleiter bezeichnet werden. 4Beruht die Bezeichnung einer 

Person als Geschäftsleiter auf einem Antrag des Instituts, so ist sie auf Antrag des 

Instituts oder des Geschäftsleiters zu widerrufen. 

(3) 1Finanzunternehmen sind Unternehmen, die keine Institute und keine 

Kapitalanlagegesellschaften oder Investmentaktiengesellschaften sind und deren 

Haupttätigkeit darin besteht,  

1.  

Beteiligungen zu erwerben und zu halten, 

2.  

Geldforderungen entgeltlich zu erwerben, 

3.  

Leasingverträge abzuschließen, 

4.  

(weggefallen) 

5.  

mit Finanzinstrumenten für eigene Rechnung zu handeln, 

6.  

andere bei der Anlage in Finanzinstrumenten zu beraten, 

7.  

Unternehmen über die Kapitalstruktur, die industrielle Strategie und die damit 

verbundenen Fragen zu beraten sowie bei Zusammenschlüssen und Übernahmen 

von Unternehmen diese zu beraten und ihnen Dienstleistungen anzubieten oder 

8.  

Darlehen zwischen Kreditinstituten zu vermitteln (Geldmaklergeschäfte). 

2Das Bundesministerium der Finanzen kann nach Anhörung der Deutschen Bundesbank 

durch Rechtsverordnung weitere Unternehmen als Finanzunternehmen bezeichnen, deren 

Haupttätigkeit in einer Tätigkeit besteht, um welche die Liste im Anhang I der Richtlinie 

2006/48/EG vom 14. Juni 2006 über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der 

Kreditinstitute (ABl. EU Nr. L 177 S. 1) (Bankenrichtlinie) erweitert wird. 

 

(3a) 1Finanzholding-Gesellschaften sind Finanzunternehmen, die keine gemischten 

Finanzholding-Gesellschaften sind und deren Tochterunternehmen ausschließlich oder 

hauptsächlich Institute oder Finanzunternehmen sind und die mindestens ein 

Einlagenkreditinstitut, ein E-Geld-Institut oder ein Wertpapierhandelsunternehmen zum 

Tochterunternehmen haben. 2Gemischte Finanzholding-Gesellschaften sind 

Mutterunternehmen, die keine beaufsichtigten Finanzkonglomeratsunternehmen sind, 

und die zusammen mit ihren Tochterunternehmen, von denen mindestens ein 

Unternehmen ein beaufsichtigtes Finanzkonglomeratsunternehmen mit Sitz im Inland 

oder einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums ist, und anderen 

Unternehmen ein Finanzkonglomerat bilden. 3Beaufsichtigte 

Finanzkonglomeratsunternehmen sind konglomeratsangehörige Einlagenkreditinstitute, 

E-Geld-Institute, Wertpapierhandelsunternehmen, Erstversicherungsunternehmen im 

Sinne des § 104k Nr. 2 Buchstabe a des Versicherungsaufsichtsgesetzes, 

Kapitalanlagegesellschaften oder andere Vermögensverwaltungsgesellschaften im Sinne 

des Artikels 2 Nr. 5 und des Artikels 30 der Richtlinie 2002/87/EG. 

 

(3b) 1Gemischte Unternehmen sind Unternehmen, die keine Finanzholding-

Gesellschaften, gemischte Finanzholding-Gesellschaften oder Institute sind und die 

mindestens ein Einlagenkreditinstitut, ein E-Geld-Institut oder ein 

Wertpapierhandelsunternehmen zum Tochterunternehmen haben. 2Eine gemischte 
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Unternehmensgruppe besteht aus einem gemischten Unternehmen und seinen 

Tochterunternehmen. 

 

(3c) Anbieter von Nebendienstleistungen sind Unternehmen, die keine Institute oder 

Finanzunternehmen sind und deren Haupttätigkeit darin besteht, Immobilien zu 

verwalten, Rechenzentren zu betreiben oder ähnliche Tätigkeiten auszuführen, die 

Nebentätigkeiten im Verhältnis zur Haupttätigkeit eines oder mehrerer Institute sind. 

 

(3d) 1Einlagenkreditinstitute sind Kreditinstitute, die Einlagen oder andere unbedingt 

rückzahlbare Gelder des Publikums entgegennehmen und das Kreditgeschäft betreiben. 
2Wertpapierhandelsunternehmen sind Institute, die keine Einlagenkreditinstitute sind und 

die Bankgeschäfte im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 4 oder 10 betreiben oder 

Finanzdienstleistungen im Sinne des Absatzes 1a Satz 2 Nr. 1 bis 4 erbringen, es sei 

denn, die Bankgeschäfte oder Finanzdienstleistungen beschränken sich auf Devisen oder 

Rechnungseinheiten. 3Wertpapierhandelsbanken sind Kreditinstitute, die keine 

Einlagenkreditinstitute sind und die Bankgeschäfte im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 4 

oder 10 betreiben oder Finanzdienstleistungen im Sinne des Absatzes 1a Satz 2 Nr. 1 bis 

4 erbringen. 4E-Geld-Institute sind Kreditinstitute, die nur das E-Geld-Geschäft betreiben. 

(3e) Wertpapier- oder Terminbörsen im Sinne dieses Gesetzes sind Wertpapier- oder 

Terminmärkte, die von den zuständigen staatlichen Stellen geregelt und überwacht 

werden, regelmäßig stattfinden und für das Publikum unmittelbar oder mittelbar 

zugänglich sind, einschließlich  

1.  

ihrer Betreiber, wenn deren Haupttätigkeit im Betreiben von Wertpapier- oder 

Terminmärkten besteht, und 

2.  

ihrer Systeme zur Sicherung der Erfüllung der Geschäfte an diesen Märkten 

(Clearingstellen), die von den zuständigen staatlichen Stellen geregelt und 

überwacht werden. 

(4) Herkunftsstaat ist der Staat, in dem die Hauptniederlassung eines Instituts 

zugelassen ist. 

 

(5) Aufnahmestaat ist der Staat, in dem ein Institut außerhalb seines Herkunftsstaats 

eine Zweigniederlassung unterhält oder im Wege des grenzüberschreitenden 

Dienstleistungsverkehrs tätig wird. 

 

(5a) 1Der Europäische Wirtschaftsraum im Sinne dieses Gesetzes umfaßt die 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie die anderen Vertragsstaaten des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum. 2Drittstaaten im Sinne dieses 

Gesetzes sind alle anderen Staaten. 

 

(5b) (weggefallen) 

 

(6) Mutterunternehmen sind Unternehmen, die als Mutterunternehmen im Sinne des § 

290 des Handelsgesetzbuchs gelten oder die einen beherrschenden Einfluß ausüben 

können, ohne daß es auf die Rechtsform und den Sitz ankommt. 

 

(7) 1Tochterunternehmen sind Unternehmen, die als Tochterunternehmen im Sinne des § 

290 des Handelsgesetzbuchs gelten oder auf die ein beherrschender Einfluß ausgeübt 

werden kann, ohne daß es auf die Rechtsform und den Sitz ankommt. 
2Schwesterunternehmen sind Unternehmen, die ein gemeinsames Mutterunternehmen 

haben. 

 

(7a) Mutterinstitute in einem Mitgliedstaat sind Institute mit Sitz in einem Staat des 

Europäischen Wirtschaftsraums, denen ein Institut im Sinne von § 10a Abs. 1 Satz 2 oder 

Abs. 4 nachgeordnet ist und die selbst weder einem Institut noch einer Finanzholding-
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Gesellschaft mit Sitz im gleichen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums nachgeordnet 

sind. 

 

(7b) Mutterfinanzholding-Gesellschaften in einem Mitgliedstaat sind Finanzholding-

Gesellschaften, die selbst weder Tochterunternehmen eines Instituts noch einer 

Finanzholding-Gesellschaft mit Sitz im gleichen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums 

sind. 

 

(7c) EU-Mutterinstitute sind Mutterinstitute in einem Mitgliedstaat, die selbst weder 

einem Institut noch einer Finanzholding-Gesellschaft mit Sitz in einem Staat des 

Europäischen Wirtschaftsraums im Sinne von § 10a Abs. 1 Satz 2 oder Abs. 4 

nachgeordnet sind. 

 

(7d) EU-Mutterfinanzholding-Gesellschaften sind Mutterfinanzholding-Gesellschaften in 

einem Mitgliedstaat, die selbst weder Tochterunternehmen eines Instituts noch einer 

Finanzholding-Gesellschaft mit Sitz in einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraums 

sind. 

 

(8) Eine Kontrolle besteht, wenn ein Unternehmen im Verhältnis zu einem anderen 

Unternehmen als Mutterunternehmen gilt oder wenn zwischen einer natürlichen oder 

einer juristischen Person und einem Unternehmen ein gleichartiges Verhältnis besteht. 

 

(9) 1Eine bedeutende Beteiligung besteht, wenn unmittelbar oder mittelbar über ein oder 

mehrere Tochterunternehmen oder ein gleichartiges Verhältnis oder im Zusammenwirken 

mit anderen Personen oder Unternehmen mindestens 10 vom Hundert des Kapitals oder 

der Stimmrechte eines dritten Unternehmens im Eigen- oder Fremdinteresse gehalten 

werden oder wenn auf die Geschäftsführung eines anderen Unternehmens ein 

maßgeblicher Einfluss ausgeübt werden kann. 2Für die Berechnung des Anteils der 

Stimmrechte gilt § 22 Abs. 1 bis 3 sowie 3a in Verbindung mit einer Rechtsverordnung 

nach Absatz 5 des Wertpapierhandelsgesetzes entsprechend. 3Die mittelbar gehaltenen 

Beteiligungen sind den mittelbar beteiligten Personen und Unternehmen in vollem 

Umfang zuzurechnen. 

(10) Eine enge Verbindung besteht, wenn ein Institut und eine andere natürliche Person 

oder ein anderes Unternehmen verbunden sind  

1.  

durch das unmittelbare oder mittelbare Halten durch ein oder mehrere 

Tochterunternehmen oder Treuhänder von mindestens 20 vom Hundert des 

Kapitals oder der Stimmrechte oder 

2.  

als Mutter- und Tochterunternehmen, mittels eines gleichartigen Verhältnisses 

oder als Schwesterunternehmen. 

(11) 1Finanzinstrumente im Sinne der Absätze 1 bis 3 und 17 sowie im Sinne des § 2 

Abs. 1 und 6 sind abweichend von § 1a Abs. 3 Wertpapiere, Geldmarktinstrumente, 

Devisen oder Rechnungseinheiten sowie Derivate. 2Wertpapiere sind, auch wenn keine 

Urkunden über sie ausgestellt sind, alle Gattungen von übertragbaren Wertpapieren mit 

Ausnahme von Zahlungsinstrumenten, die ihrer Art nach auf den Kapitalmärkten 

handelbar sind, insbesondere  

1.  

Aktien und andere Anteile an in- oder ausländischen juristischen Personen, 

Personengesellschaften und sonstigen Unternehmen, soweit sie Aktien 

vergleichbar sind, sowie Zertifikate, die Aktien vertreten, 

2.  

Schuldtitel, insbesondere Genussscheine, Inhaberschuldverschreibungen, 

Orderschuldverschreibungen und Zertifikate, die diese Schuldtitel vertreten, 

3.  
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sonstige Wertpapiere, die zum Erwerb oder zur Veräußerung von Wertpapieren 

nach den Nummern 1 und 2 berechtigen oder zu einer Barzahlung führen, die in 

Abhängigkeit von Wertpapieren, von Währungen, Zinssätzen oder anderen 

Erträgen, von Waren, Indices oder Messgrößen bestimmt wird, 

4.  

Anteile an Investmentvermögen, die von einer Kapitalanlagegesellschaft oder 

einer ausländischen Investmentgesellschaft ausgegeben werden. 

3Geldmarktinstrumente sind alle Gattungen von Forderungen, die nicht unter Satz 1 

fallen und die üblicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt werden, mit Ausnahme von 

Zahlungsinstrumenten. 4Derivate sind  

1.  

als Kauf, Tausch oder anderweitig ausgestaltete Festgeschäfte oder 

Optionsgeschäfte, die zeitlich verzögert zu erfüllen sind und deren Wert sich 

unmittelbar oder mittelbar vom Preis oder Maß eines Basiswertes ableitet 

(Termingeschäfte) mit Bezug auf die folgenden Basiswerte:  

a)  

Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente, 

b)  

Devisen oder Rechnungseinheiten, 

c)  

Zinssätze oder andere Erträge, 

d)  

Indices der Basiswerte des Buchstaben a, b oder c, andere Finanzindices oder 

Finanzmessgrößen oder 

e)  

Derivate; 

2.  

Termingeschäfte mit Bezug auf Waren, Frachtsätze, Emissionsberechtigungen, 

Klima- oder andere physikalische Variablen, Inflationsraten oder andere 

volkswirtschaftliche Variablen oder sonstige Vermögenswerte, Indices oder 

Messwerte als Basiswerte, sofern sie  

a)  

durch Barausgleich zu erfüllen sind oder einer Vertragspartei das Recht geben, 

einen Barausgleich zu verlangen, ohne dass dieses Recht durch Ausfall oder ein 

anderes Beendigungsereignis begründet ist, 

b)  

auf einem organisierten Markt oder in einem multilateralen Handelssystem 

geschlossen werden oder 

c)  

nach Maßgabe des Artikels 38 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 der 

Kommission vom 10. August 2006 zur Durchführung der Richtlinie 2004/39/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Aufzeichnungspflichten 

für Wertpapierfirmen, die Meldung von Geschäften, die Markttransparenz, die 

Zulassung von Finanzinstrumenten zum Handel und bestimmte Begriffe im Sinne 

dieser Richtlinie (ABl. EU Nr. L 241 S. 1) Merkmale anderer Derivate aufweisen 

und nicht kommerziellen Zwecken dienen und nicht die Voraussetzungen des 

Artikels 38 Abs. 4 dieser Verordnung gegeben sind, 

und sofern sie keine Kassageschäfte im Sinne des Artikels 38 Abs. 2 der 

Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 sind; 

3.  

finanzielle Differenzgeschäfte; 

4.  
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als Kauf, Tausch oder anderweitig ausgestaltete Festgeschäfte oder 

Optionsgeschäfte, die zeitlich verzögert zu erfüllen sind und dem Transfer von 

Kreditrisiken dienen (Kreditderivate); 

5.  

Termingeschäfte mit Bezug auf die in Artikel 39 der Verordnung (EG) Nr. 

1287/2006 genannten Basiswerte, sofern sie die Bedingungen der Nummer 2 

erfüllen. 

(12) (weggefallen) 

 

(13) 1Risikomodelle im Sinne dieses Gesetzes sind zeitbezogene stochastische 

Darstellungen der Veränderungen von Marktkursen, -preisen oder -werten oder -

zinssätzen und ihrer Auswirkungen auf den Marktwert einzelner Finanzinstrumente oder 

Gruppen von Finanzinstrumenten (potentielle Risikobeträge) auf der Basis der 

Empfindlichkeit (Sensitivität) dieser Finanzinstrumente oder Finanzinstrumentsgruppen 

gegenüber Veränderungen der für sie maßgeblichen risikobestimmenden Faktoren. 2Sie 

beinhalten mathematisch-statistische Strukturen und Verteilungen zur Ermittlung 

risikobeschreibender Kennzahlen, insbesondere des Ausmaßes und Zusammenhangs von 

Kurs-, Preis- und Zinssatzschwankungen (Volatilität und Korrelation) sowie der 

Sensitivität der Finanzinstrumente und Finanzinstrumentsgruppen, die durch 

angemessene EDV-gestützte Verfahren, insbesondere Zeitreihenanalysen, ermittelt 

werden. 

(14) Elektronisches Geld sind Werteinheiten in Form einer Forderung gegen die 

ausgebende Stelle, die  

1.  

auf elektronischen Datenträgern gespeichert sind, 

2.  

gegen Entgegennahme eines Geldbetrags ausgegeben werden und 

3.  

von Dritten als Zahlungsmittel angenommen werden, ohne gesetzliches 

Zahlungsmittel zu sein. 

(15) 1Eine qualifizierte Beteiligung im Sinne dieses Gesetzes besteht, wenn eine Person 

oder ein Unternehmen an einem anderen Unternehmen unmittelbar oder mittelbar über 

ein oder mehrere Tochterunternehmen oder ein gleichartiges Verhältnis mindestens 10 

vom Hundert des Kapitals oder der Stimmrechte hält oder auf die Geschäftsführung des 

anderen Unternehmens einen maßgeblichen Einfluss ausüben kann; Absatz 9 Satz 2 und 

3 gilt entsprechend. 2Anteile, die nicht dazu bestimmt sind, durch die Herstellung einer 

dauernden Verbindung dem eigenen Geschäftsbetrieb zu dienen, sind in die Berechnung 

der Höhe der Beteiligung nicht einzubeziehen. 

 

(16) 1Ein System im Sinne von § 24b ist eine schriftliche Vereinbarung nach Artikel 2 

Buchstabe a der Richtlinie 98/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

19. Mai 1998 über die Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie 

Wertpapierliefer- und -abrechnungssystemen (ABl. EG Nr. L 166 S. 45) einschließlich der 

Vereinbarung zwischen einem Teilnehmer und einem indirekt teilnehmenden 

Kreditinstitut, die von der Deutschen Bundesbank oder der zuständigen Stelle eines 

anderen Mitgliedstaats oder Vertragsstaats des Europäischen Wirtschaftsraums der 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften gemeldet wurde. 2Systeme aus 

Drittstaaten stehen den in Satz 1 genannten Systemen gleich, sofern sie im Wesentlichen 

den in Artikel 2 Buchstabe a der Richtlinie 98/26/EG angeführten Voraussetzungen 

entsprechen. 

(17) 1Finanzsicherheiten im Sinne dieses Gesetzes sind Barguthaben, Geldbeträge, 

Wertpapiere, Geldmarktinstrumente sowie sonstige Schuldscheindarlehen einschließlich 

jeglicher damit in Zusammenhang stehender Rechte oder Ansprüche, die als Sicherheit in 

Form eines beschränkten dinglichen Sicherungsrechts oder im Wege der Überweisung 

oder Vollrechtsübertragung auf Grund einer Vereinbarung zwischen einem 
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Sicherungsnehmer und einem Sicherungsgeber, die einer der in Artikel 1 Abs. 2 

Buchstabe a bis e der Richtlinie 2002/47/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 6. Juni 2002 über Finanzsicherheiten (ABl. EG Nr. L 168 S. 43) aufgeführten 

Kategorien angehören, bereitgestellt werden. 2Gehört der Sicherungsgeber zu den in 

Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe e der Richtlinie 2002/47/EG genannten Personen oder 

Gesellschaften, so liegt eine Finanzsicherheit nur vor, wenn die Sicherheit der 

Besicherung von Verbindlichkeiten aus Verträgen oder aus der Vermittlung von Verträgen 

über  

a)  

die Anschaffung und die Veräußerung von Finanzinstrumenten, 

b)  

Pensions-, Darlehens- sowie vergleichbare Geschäfte auf Finanzinstrumente oder 

c)  

Darlehen zur Finanzierung des Erwerbs von Finanzinstrumenten 

dient. 3Gehört der Sicherungsgeber zu den in Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe e der Richtlinie 

2002/47/EG genannten Personen oder Gesellschaften, so sind eigene Anteile des 

Sicherungsgebers oder Anteile an verbundenen Unternehmen im Sinne von § 290 Abs. 2 

des Handelsgesetzbuches keine Finanzsicherheiten; maßgebend ist der Zeitpunkt der 

Bestellung der Sicherheit. 4Sicherungsgeber aus Drittstaaten stehen den in Satz 1 

genannten Sicherungsgebern gleich, sofern sie im Wesentlichen den in Artikel 1 Abs. 2 

Buchstabe a bis e aufgeführten Körperschaften, Finanzinstituten und Einrichtungen 

entsprechen. 

(18) Branchenvorschriften im Sinne dieses Gesetzes sind die Rechtsvorschriften der 

Europäischen Gemeinschaften im Bereich der Finanzaufsicht, insbesondere die Richtlinien 

73/239/EWG, 85/611/EWG, 98/78/EG, 2004/39/EG, 2006/48/EG und 2006/49/EG sowie 

Anhang V Teil A der Richtlinie 2002/83/EG, die darauf beruhenden inländischen Gesetze, 

insbesondere dieses Gesetz, das Versicherungsaufsichtsgesetz, das 

Wertpapierhandelsgesetz, das Investmentgesetz, das Pfandbriefgesetz, das Gesetz über 

Bausparkassen, das Geldwäschegesetz einschließlich der dazu ergangenen 

Rechtsverordnungen sowie der sonstigen im Bereich der Finanzaufsicht erlassenen 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 

(19) Finanzbranche im Sinne dieses Gesetzes sind folgende Branchen:  

1.  

die Banken- und Wertpapierdienstleistungsbranche; dieser gehören Kreditinstitute 

im Sinne des Absatzes 1, Finanzdienstleistungsinstitute im Sinne des Absatzes 1a, 

Kapitalanlagegesellschaften im Sinne des § 2 Abs. 6 des Investmentgesetzes, 

Investmentaktiengesellschaften im Sinne des § 2 Abs. 5 des Investmentgesetzes, 

Finanzunternehmen im Sinne des Absatzes 3, Anbieter von Nebendienstleistungen 

im Sinne des Absatzes 3c oder entsprechende Unternehmen mit Sitz im Ausland 

an; für die Zwecke der §§ 51a und 51c gelten Kapitalanlagegesellschaften und 

Investmentaktiengesellschaften als nicht dieser Branche angehörig; 

2.  

die Versicherungsbranche; dieser gehören Erstversicherungsunternehmen im 

Sinne des § 104k Nr. 2 Buchstabe a des Versicherungsaufsichtsgesetzes, 

Rückversicherungsunternehmen im Sinne des § 104a Abs. 2 Nr. 3 des 

Versicherungsaufsichtsgesetzes, Versicherungs-Holdinggesellschaften im Sinne 

des § 104a Abs. 2 Nr. 4 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder entsprechende 

Unternehmen mit Sitz im Ausland an; 

3.  

eine weitere aus den gemischten Finanzholding-Gesellschaften gebildete Branche. 

(20) 1Ein Finanzkonglomerat im Sinne dieses Gesetzes ist vorbehaltlich des § 51a Abs. 2 

bis 6 eine Gruppe von Unternehmen,  

1.  

die aus einem Mutterunternehmen, seinen Tochterunternehmen und den 

Unternehmen, an denen das Mutterunternehmen oder ein Tochterunternehmen 
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eine Beteiligung halten, besteht, oder aus Unternehmen, die zu einer horizontalen 

Unternehmensgruppe zusammengefasst sind; 

2.  

an deren Spitze ein beaufsichtigtes Finanzkonglomeratsunternehmen steht, bei 

dem es sich um ein Mutterunternehmen eines Unternehmens der Finanzbranche, 

ein Unternehmen, das eine Beteiligung an einem Unternehmen der Finanzbranche 

hält, oder ein Unternehmen, das mit einem anderen Unternehmen der Banken- 

und Wertpapierdienstleistungsbranche oder der Versicherungsbranche zu einer 

horizontalen Unternehmensgruppe zusammengefasst ist, handelt; steht kein 

beaufsichtigtes Finanzkonglomeratsunternehmen an der Spitze der Gruppe, weist 

die Gruppe jedoch mindestens eines dieser Unternehmen als Tochterunternehmen 

auf, ist die Gruppe ein Finanzkonglomerat, wenn sie vorwiegend in der 

Finanzbranche tätig ist; 

3.  

der mindestens ein Unternehmen der Versicherungsbranche sowie mindestens ein 

Unternehmen der Banken- und Wertpapierdienstleistungsbranche angehören und 

4.  

in der die konsolidierte oder aggregierte Tätigkeit beziehungsweise die 

konsolidierte und aggregierte Tätigkeit der Unternehmen der Gruppe sowohl in 

der Versicherungsbranche als auch in der Banken- und 

Wertpapierdienstleistungsbranche erheblich ist. 

2Als Finanzkonglomerat gilt auch eine Untergruppe einer Gruppe im Sinne des Satzes 1 

Nr. 1, sofern diese selbst die Voraussetzungen nach Satz 1 Nr. 1 bis 4 erfüllt. 

(21) Eine horizontale Unternehmensgruppe im Sinne dieses Gesetzes ist eine Gruppe, in 

der ein Unternehmen mit einem oder mehreren anderen Unternehmen in der Weise 

verbunden ist, dass  

1.  

sie gemeinsam auf Grund einer Satzungsbestimmung oder eines Vertrages unter 

einheitlicher Leitung stehen, oder 

2.  

sich ihre Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgane mehrheitlich aus denselben 

Personen zusammensetzen, die während des Geschäftsjahres und bis zum Ablauf 

des in § 290 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs bestimmten Zeitraums im Amt sind, 

wenn sie einen konsolidierten Abschluss aufzustellen haben oder hätten. 

(22) Gruppeninterne Transaktionen innerhalb eines Finanzkonglomerats im Sinne dieses 

Gesetzes sind Transaktionen, bei denen sich beaufsichtigte 

Finanzkonglomeratsunternehmen zur Erfüllung einer Verbindlichkeit direkt oder indirekt 

auf andere Unternehmen innerhalb desselben Finanzkonglomerats oder auf natürliche 

oder juristische Personen stützen, die mit den Unternehmen der Gruppe durch enge 

Verbindungen verbunden sind, wobei unerheblich ist, ob dies auf vertraglicher oder nicht 

vertraglicher oder auf entgeltlicher oder unentgeltlicher Grundlage erfolgt. 

 

(23) Risikokonzentrationen im Sinne dieses Gesetzes sind alle mit einem Ausfallrisiko 

behafteten Engagements der Unternehmen eines Finanzkonglomerats, die groß genug 

sind, die Solvabilität oder die allgemeine Finanzlage der beaufsichtigten 

Finanzkonglomeratsunternehmen zu gefährden, wobei die Ausfallgefahr auf einem 

Adressenausfallrisiko, einem Kreditrisiko, einem Anlagerisiko, einem Versicherungsrisiko, 

einem Marktrisiko, einem sonstigen Risiko, einer Kombination dieser Risiken oder auf 

Wechselwirkungen zwischen diesen Risiken beruht oder beruhen kann. 

 

(24) Refinanzierungsunternehmen sind Unternehmen, die zum Zwecke der 

Refinanzierung Gegenstände oder Ansprüche auf deren Übertragung aus ihrem 

Geschäftsbetrieb an Zweckgesellschaften, Refinanzierungsmittler oder Pfandbriefbanken 

im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 1 Pfandbriefgesetz veräußern; unschädlich ist, wenn sie 
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daneben wirtschaftliche Risiken weitergeben, ohne dass damit ein Rechtsübergang 

einhergeht. 

 

(25) Refinanzierungsmittler sind Kreditinstitute, die von Refinanzierungsunternehmen 

oder anderen Refinanzierungsmittlern Gegenstände aus dem Geschäftsbetrieb eines 

Refinanzierungsunternehmens oder Ansprüche auf deren Übertragung erwerben, um 

diese an Zweckgesellschaften oder Refinanzierungsmittler zu veräußern; unschädlich ist, 

wenn sie daneben wirtschaftliche Risiken weitergeben, ohne dass damit ein 

Rechtsübergang einhergeht. 

 

(26) Zweckgesellschaften sind Unternehmen, deren wesentlicher Zweck darin besteht, 

durch Emission von Finanzinstrumenten oder auf sonstige Weise Gelder aufzunehmen 

oder andere vermögenswerte Vorteile zu erlangen, um von Refinanzierungsunternehmen 

oder Refinanzierungsmittlern Gegenstände aus dem Geschäftsbetrieb eines 

Refinanzierungsunternehmens oder Ansprüche auf deren Übertragung zu erwerben; 

unschädlich ist, wenn sie daneben wirtschaftliche Risiken übernehmen, ohne dass damit 

ein Rechtsübergang einhergeht. 

(27) Multilaterale Entwicklungsbanken im Sinne dieses Gesetzes sind:  

1.  

Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, 

2.  

Internationale Finanz-Corporation, 

3.  

Multilaterale Investitionsgarantie-Agentur, 

4.  

Interamerikanische Entwicklungsbank, 

5.  

Afrikanische Entwicklungsbank, 

6.  

Asiatische Entwicklungsbank, 

7.  

Karibische Entwicklungsbank, 

8.  

Nordische Investitionsbank, 

9.  

Entwicklungsbank des Europarates, 

10.  

Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, 

11.  

Europäische Investitionsbank, 

12.  

Europäischer Investitionsfonds, 

13.  

Interamerikanische Investitionsgesellschaft, 

14.  

Schwarzmeer-Handels- und Entwicklungsbank, 

15.  

Zentralamerikanische Bank für wirtschaftliche Integration, 

16.  

Islamische Entwicklungsbank und 
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17.  

Internationale Finanzierungsfazilität für Impfungen. 

(28) Internationale Organisationen im Sinne dieses Gesetzes sind:  

1.  

Europäische Gemeinschaft, 

2.  

Internationaler Währungsfonds und 

3.  

Bank für Internationalen Zahlungsausgleich. 

(29) 1Anerkannte Wertpapierhandelsunternehmen aus Drittstaaten im Sinne dieses 

Gesetzes sind Wertpapierhandelsunternehmen, die in einem Drittstaat zugelassen sind 

und einem Aufsichtssystem unterliegen, das dem Aufsichtssystem für 

Handelsbuchinstitute nach den Bestimmungen dieses Gesetzes gleichwertig ist. 2Satz 1 

gilt nicht für Anlageberater und Anlagevermittler, die nicht befugt sind, sich bei der 

Erbringung von Finanzdienstleistungen Eigentum oder Besitz an Geldern oder 

Wertpapieren von Kunden zu verschaffen, und die nicht auf eigene Rechnung mit 

Finanzinstrumenten handeln. 

 

(30) 1Einrichtungen des öffentlichen Bereichs im Sinne dieses Gesetzes sind 

Verwaltungseinrichtungen, die keine Erwerbszwecke verfolgen und ausschließlich 

Zentralregierungen, Regionalregierungen oder örtlichen Gebietskörperschaften 

unterstehen und deren Aufgaben wahrnehmen. 2Zu den Einrichtungen des öffentlichen 

Bereichs zählen auch nicht wettbewerbswirtschaftlich tätige, rechtlich selbständige 

Förderinstitute im Geltungsbereich dieses Gesetzes, die auch von einer inländischen 

Gebietskörperschaft getragen werden und für deren Zahlungsverpflichtungen mindestens 

eine inländische Gebietskörperschaft die Haftung übernommen hat. 

(31) Ein zentraler Kontrahent ist ein Unternehmen, das bei Kaufverträgen innerhalb eines 

oder mehrerer Finanzmärkte zwischen den Käufer und den Verkäufer geschaltet wird, um 

als Vertragspartner für jeden der beiden zu dienen, und dessen Forderungen aus 

Kontrahentenausfallrisiken gegenüber allen Teilnehmern an seinen Systemen auf 

Tagesbasis hinreichend besichert sind. 


